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Einleitung 

 

Ukraine - das Ende des Friedens und eine uneingeschränkte Solidaritätsbekundung 

 

Abb. 1 

Die europäische Friedensarchitektur, wie wir sie kennen, fand Anfang 2022 ein jähes Ende, als 

russische Truppen am 24. Februar in die Ukraine einmarschierten – mit erheblichen Folgen für den 

EGÖD und seine Mitglieder. 

EGÖD und PSI verurteilten  die Invasion umgehend in einer gemeinsamen Erklärung, in der sie ihre 

uneingeschränkte Solidarität mit den ukrainischen Arbeitnehmer/-innen und Gewerkschaften 

bekräftigten und den sofortigen Rückzug der russischen Streitkräfte forderten.  

Eine Priorität für den EGÖD und seine 

Mitglieder war es, die Standpunkte und 

die Bedarfslage der ukrainischen 

Gewerkschaften zu verstehen. Am 2. März 

organisierten PSI und EGÖD eine Online-

Sitzung, auf der sich die ukrainischen 

Mitglieder an Kollegen/-innen aus ganz 

Europa und in der ganzen Welt wandten 

und ihren Dank für diese großartige 

Solidaritätswelle zum Ausdruck brachten. 

Yurii Pizhuk, Präsident der ukrainischen 

Gewerkschaft der Staatsbediensteten, 

bezeichnete die Solidarität als „einen 
Abb. 2 

https://www.epsu.org/de/article/eg-d-und-psi-verurteilen-den-angriff-russlands-auf-die-ukraine
https://www.epsu.org/article/ukrainian-union-leaders-solidarity-powering-us
https://www.epsu.org/article/ukrainian-union-leaders-solidarity-powering-us
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Sonnenstrahl für jemanden, der sich im Keller versteckt." Das Durchhaltevermögen der 

Arbeitnehmer/-innen fand größte Anerkennung. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dass die 

prekäre Lage im ukrainischen Energiesektor mehr als besorgniserregend ist. 

Mitgliedsorganisationen aus den Nachbarländern zeigten sehr schnell ihre Bereitschaft, Geflüchtete 

aufzunehmen,  und forderten mehr Unterstützung, um Vertriebene willkommen zu heißen. Fast acht 

Millionen ukrainische Geflüchtete haben sich außerhalb ihres Landes in Sicherheit gebracht, mehr als 

1,5 Millionen davon haben Schutz in Polen gesucht. Die Richtlinie über Mindestnormen für die 

Gewährung vorübergehenden Schutzes aus dem Jahr 2001 wurde zum ersten Mal seit 21 Jahren 

wieder aktiviert und ermöglicht es den Ländern, den Zustrom von Geflüchteten in geordnete Bahnen 

zu lenken. 

Die EGÖD-Sektoren gaben Solidaritäts- und Unterstützungserklärungen für ihre ukrainischen 

Kollegen/-innen ab. Der Ausschuss für Frauen- und Gleichstellungsfragen hat zur Unterstützung 

ukrainischer Frauen und Mädchen aufgerufen und schließt damit auch diejenigen ein, die vor dem 

Konflikt geflohen sind. Der Ausschuss für den sektoralen sozialen Dialog im Krankenhaus- und 

Gesundheitssektor hat eine gemeinsame Unterstützungsbekundung für die Kollegen/-innen in 

diesem Sektor in der Ukraine veröffentlicht und darin Angriffe auf die Zivilbevölkerung und zivile 

Infrastrukturen verurteilt. In der Kommunal- und Regionalverwaltung haben EGÖD und RGRE 

ebenfalls eine  Unterstützungsbekundung für die ukrainische Bevölkerung und die Beschäftigten des 

gesamten Sektors veröffentlicht. Der EGÖD hat Briefe an die Internationale Atomenergiebehörde 

geschickt, in denen er die Durchführung von Sicherheitsinspektionen im Kernkraftwerk 

Saporischschja forderte und darauf hinwies, dass die Beteiligung der Gewerkschaften an diesen 

Sicherheitskontrollen unbedingt erforderlich sei.  

Der EGÖD und PSI haben gemeinsam mit dem IGB und dem EGB zu Spenden für einen  

Solidaritätsfonds für Arbeitnehmer/-innen und Gewerkschaften in der Ukraine aufgerufen, für den 

Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes aus ganz Europa großzügig finanzielle Beiträge geleistet 

haben. 

COVID – wo stehen wir heute? 

Die meisten der aufgrund der COVID 19-Pandemie überall in Europa durchgesetzten 

Einschränkungen wurden im Laufe des Jahres aufgehoben. Das bedeutet jedoch nicht, dass die Krise 

vorbei ist. Die Arbeitnehmer/-innen sind nach wie vor mit Problemen wie einer 

sicherheitsgefährdenden personellen 

Unterbesetzung, Niedriglöhnen, 

unzureichenden Ressourcen und nicht  

ausreichender öffentlicher Finanzierung 

konfrontiert. All dies sind Faktoren, die die 

Auswirkungen von COVID-19 in Europa 

erheblich verschärft haben und die von der 

Politik immer noch nicht adäquat angegangen 

werden.  

Das Jahr schloss immerhin mit einem positiven 

Ergebnis: Die Europäische Kommission hat 

COVID offiziell als Berufskrankheit anerkannt. 
Abb. 3 

https://data.unhcr.org/en/situations/ukraine
https://data.unhcr.org/en/situations/ukraine
https://www.epsu.org/article/and-women-ukraine-we-stand-solidarity
https://www.epsu.org/article/sectoral-social-dialogue-committee-hospitals-and-healthcare-sector-approves-joint
https://www.epsu.org/article/european-social-partners-local-and-regional-governments-strongly-support-their-peers
https://www.epsu.org/article/inspection-zaporizhzhia-nuclear-power-plant-must-address-workers-health-and-safety
https://petitions.ituc-csi.org/support-ukraine
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Dieser Schritt erfolgte nach über zwei Jahren Arbeit des EGÖD, um einen besseren Schutz für die 

Arbeitnehmer/-innen durchzusetzen. Die Empfehlung dazu sollte zu mehr Konvergenz innerhalb der 

EU beitragen. 

Der EGÖD hat am Tag des öffentlichen Dienstes (23. Juni) auf den Kampf der in diesem Sektor 

beschäftigten Menschen hingewiesen und dabei besonders die Beschäftigten in den Gesundheits- 

und Sozialdiensten gemeint. Die Arbeitnehmer/-innen wurden auf einer Veranstaltung in Brüssel 

gefeiert, bei der mehrere Mitglieder des Europäischen Parlaments ihre Unterstützung vor einem 

beeindruckenden Symbol für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes zusagten – einer drei Meter 

hohen Statue, die die problematische Situation der Arbeitnehmer/-innen im Gesundheits- und 

Sozialwesen darstellt. 

Der EPSU hat am 9. Dezember in Brüssel 

eine Großdemonstration mit 

Beschäftigten der Gesundheits- und 

Sozialdienste veranstaltet. An dem Tag 

trafen sich die Gesundheitsminister/-

innen der EU, um über die Bereitschafts- 

und Reaktionsplanung für die nächste 

Pandemie und Maßnahmen zur 

Gesundheitsförderung zu sprechen. Die 

Demonstrierenden forderten dringende 

Maßnahmen, um den Personalmangel in 

diesem Sektor zu beheben. 

 

Der Inflations-Tsunami 

In der zweiten Jahreshälfte stiegen die Preise und hier insbesondere die Energiekosten stark an, so 

dass viele Beschäftigte des öffentlichen 

Dienstes mit realen Lohnkürzungen 

konfrontiert waren. Die Gewerkschaften 

des öffentlichen Dienstes reagierten 

schnell, und Europa erlebte bis Anfang 

2023 eine Welle von Arbeitskämpfen. 

Die Gewerkschaften forderten von den 

Arbeitgebern Lohnerhöhungen und von 

der Regierung Maßnahmen zur 

Bewältigung der 

Lebenshaltungskostenkrise. Beschäftigte 

im Gesundheits- und Pflegesektor im 

Vereinigten Königreich, in Lettland, 

Slowenien, Griechenland und Finnland gehörten zu den vielen, die aktiv wurden, und ein EGÖD-

Briefing lieferte Einzelheiten über das gesamte Ausmaß der Mobilisierung in diesen Sektoren. 

 

Abb. 4 

Abb. 5 

https://www.epsu.org/article/health-and-care-workers-take-streets-demand-change
https://www.epsu.org/article/health-and-care-workers-take-streets-demand-change
https://www.epsu.org/sites/default/files/article/files/2022%20action%20map.pdf
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Aufbau eines stärkeren sozialen Dialogs für Europa 

Die Europäische Kommission hat ihre langwierige informelle Anhörung der Sozialpartner zur Zukunft 

des sozialen Dialogs fortgesetzt. Der EGÖD schloss sich anderen europäischen 

Gewerkschaftsverbänden an und forderte die Kommission auf, Transparenz und klaren Kriterien im 

Umgang mit Sozialpartnervereinbarungen Priorität einzuräumen und eine kontinuierliche finanzielle 

und politische Unterstützung sicherzustellen.  

Im Juni 2021 haben der EGÖD und die Arbeitgeber in der Sozialwirtschaft bei der Europäischen 

Kommission offiziell den Antrag gestellt, einen Ausschuss für den sektoralen sozialen Dialog im 

Bereich der sozialen Dienste einzusetzen. Seit der Einreichung des Antrags haben wir alle Hebel in 

Bewegung gesetzt und um Unterstützung für den Antrag geworben. Wir hoffen auf eine positive 

Entscheidung Anfang 2023. 

Im Oktober unterzeichneten der EGÖD und die Arbeitgeber in den zentralen 
Regierungsverwaltungen (EUPAE) eine Vereinbarung zur Digitalisierung, die sie der Kommission zur 
Umsetzung in eine Richtlinie vorgelegt haben. In der Zwischenzeit haben die sektorübergreifenden 
Sozialpartner ihre Verhandlungen zur Aktualisierung der Rahmenvereinbarung über Telearbeit aus 
dem Jahr 2002 aufgenommen, die ebenfalls in Form einer Richtlinie umgesetzt werden soll. 
 

Europäische Gesetzgebung 

Die Verabschiedung der Richtlinie zur Einführung von angemessenen Mindestlöhnen im Oktober 

stellt eine wichtige Entwicklung in der europäischen Sozialgesetzgebung dar. Sie enthält nicht nur 

wichtige Maßnahmen im Hinblick auf die Höhe und Festlegung nationaler gesetzlicher Mindestlöhne, 

sondern auch wichtige Bestimmungen, die den Gewerkschaften helfen sollen, 

Kollektivverhandlungen zu stärken und zu erweitern. Die Richtlinie über geschlechtsspezifische 

Lohntransparenz wurde ebenfalls Ende 2022 nach Kampagnen des EGB und des EGÖD vereinbart und 

sollte Anfang 2023 fertiggestellt werden. 

Im März 2022 verabschiedete der Rat der EU die Neufassung der Richtlinie über Karzinogene und 

Mutagene. Die Überarbeitung erweitert den Geltungsbereich auf Reprotoxine und verweist auf 

gefährliche Arzneimittel. Dieser Erfolg ist auf eine vom EGÖD geführte Kampagne mit dem Slogan 

„Stop Cancer at Work“ zurückzuführen.  

Im September hat die Kommission den ersten Teil der Überarbeitung der Asbestrichtlinie 

veröffentlicht. Der EGÖD bezeichnete den Vorschlag, die Arbeitsplatzgrenzwerte von 100.000 auf 

10.000 Fasern/m3 zu senken, als völlig unzureichend, und wird sich gemeinsam mit der Europäischen 

Föderation der Bau- und Holzarbeiter und dem EGB weiterhin für eine Senkung der Grenzwerte 

einsetzen.  Der EGÖD befürwortet weiterhin eine spezielle Richtlinie zu psychosozialen Risiken.  

 

Das Recht auf Energie ist aktueller denn je 

Der Schutz des Rechts auf Energie ist seit langem eine Priorität des EGÖD – ein Recht, das im Jahr 

2022 wichtiger denn je geworden ist. Im Januar, kurz vor der russischen Invasion in der Ukraine, hat 

der EGÖD zusammen mit dem Europäischen Netzwerk gegen Armut (EAPN) eine 

Informationsbroschüre über das Recht auf Energie veröffentlicht und darin die EU aufgefordert, beim 

Übergang zur Klimaneutralität einen gleichberechtigten Zugang zu sauberer und bezahlbarer Energie 

zu gewährleisten.  

https://www.epsu.org/article/new-social-dialogue-structure-social-services-be-set
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0431
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0431
https://www.epsu.org/article/health-and-safety-workers-must-be-taken-more-seriously-stop-asbestos
https://www.epsu.org/article/guaranteeing-right-affordable-clean-energy-all-europeans
https://www.epsu.org/article/guaranteeing-right-affordable-clean-energy-all-europeans
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Als klar wurde, dass auf Europa eine ernst 

zu nehmende Energiekrise zukommt, gab 

der EGÖD eine Erklärung ab, in der er 

seine Bedenken darlegte und 

tiefgreifende Reformen forderte, um die 

Nutzer/-innen  vor Energiearmut zu 

schützen. Wir haben uns weiterhin für 

eine Reform des Energiemarktes 

eingesetzt und darauf hingewiesen, dass 

Austeritätspolitik und Liberalisierung 

negative Folgen für unsere Fähigkeiten 

der Krisenbewältigung hatten. 

 

COVID-19 - Erkenntnisgewinn aus einer globalen Pandemie  

COVID war auch im dritten Jahr seit Beginn der Pandemie weiterhin ein wichtiges Thema für den 

EGÖD. Während die Beschäftigten im europäischen Gesundheits- und Pflegesektor mit den Folgen 

der Pandemie und der jahrelangen chronischen Unterfinanzierung zu kämpfen hatten, vertrat der 

EGÖD diese Beschäftigten weiterhin auf europäischer Ebene. 

COVI-Ausschuss 

Im März genehmigte das Europäische Parlament die Einsetzung eines Sonderausschusses zum Thema 

„COVID-19-Pandemie: Lehren und Empfehlungen für die Zukunft". Der EGÖD forderte gemeinsam 

mit anderen Organisationen der Zivilgesellschaft einen solchen Ausschuss erstmals im Juli 2020.  Wir 

haben daher das Mandat des Ausschusses begrüßt, die Auswirkungen der Pandemie auf 

„Pflegedienste, Heimbewohner/-innen [und] Arbeitnehmer/-innen" zu untersuchen 

Der EGÖD hat während des gesamten 

Jahres 2022 mit dem COVI-Ausschuss 

zusammengearbeitet und mehrere dem 

Ausschuss angehörende 

Europarlamentarier/-innen, darunter die 

Vorsitzende Katherine van Brempt (S&D, 

BE), zu unserer Veranstaltung am Tag des 

öffentlichen Dienstes am 23. Juni 

begrüßen können. Im September hat der 

EGÖD gemeinsam mit der Linken eine 

Veranstaltung im Europäischen Parlament  

organisiert.  An der Veranstaltung nahmen 

mehrere wichtige Mitglieder des COVI-

Ausschusses des Europäischen Parlaments sowie europäische Arbeitnehmer/-innen aus dem 

gesamten Gesundheits- und Pflegesystem teil, darunter Medizintechniker/-innen, Pflegekräfte, 

Hebammen, Reinigungskräfte, Fahrer/-innen und andere. Die Referent/-innen kamen von BBTK-

SETCA (Belgien), OSZSP (Tschechische Republik), FSS-CCOO (Spanien), ver.di (Deutschland) und CNE-

CSC (Belgien). 

Abb. 6 

Abb. 7 

https://www.epsu.org/article/new-european-parliament-committee-covid-approved
https://www.epsu.org/article/workers-share-stories-covid-frontlines-european-parliament-event
https://www.epsu.org/article/workers-share-stories-covid-frontlines-european-parliament-event
https://www.epsu.org/article/workers-share-stories-covid-frontlines-european-parliament-event
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Während einer Informationsreise von Delegierten des Ausschusses nach Norditalien übergaben 

EGÖD und FP-CGIL ein Schreiben an die Mitglieder des COVI-Ausschusses. Da ein Treffen zwischen 

den Europaabgeordneten und  Arbeitnehmervertreter/-innen kein Programmpunkt der Reise war, 

nutzten EGÖD und FP-CGIL den Brief, um die schlimmen Erfahrungen der Arbeitnehmer/-innen 

inmitten der ersten Infektionswelle in Europa zu beschreiben und an die MEP die Forderung zu 

stellen, die  Situation möglichst schnell zu ändern. 

Ende November hat der EGÖD als repräsentative Organisation der Beschäftigten im Gesundheits- 

und Pflegesektor eine Rede vor dem COVI-Ausschuss gehalten Diese Veranstaltung war die erste in 

einer Reihe von Diskussionen über die 

sozioökonomischen Folgen von COVID. 

Jan Willem Goudriaan, Generalsekretär 

des EGÖD, machte deutlich, dass bei einer  

Bewertung dieser sozioökonomischen 

Folgen den Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes die höchste Aufmerksamkeit 

gelten müsse. Er betonte, dass eine gute 

Pandemievorbereitung krisenfeste, 

robuste und gut ausgestattete öffentliche 

Dienste und Sozialschutzsysteme mit 

einer sicheren Personalausstattung 

erfordere, damit die Beschäftigten eine 

qualitativ hochwertige Pflege leisten können. Goudriaan forderte den COVI-Ausschuss nachdrücklich 

auf, den Berichten der Beschäftigten über ihre Erlebnisse an der COVID-Front genau zuzuhören und 

dies bei ihrer Tätigkeit im Rahmen des erweiterten Mandates des Ausschusses zu berücksichtigen.  

COVID als Berufskrankheit 

Das Jahr endete mit einem positiven Ergebnis: Die Europäische Kommission erkannte COVID offiziell 

als Berufskrankheit an. Im November 2022 hat die Kommission als offizielle Empfehlung 

angenommen, dass die Mitgliedstaaten COVID als Berufskrankheit anerkennen sollen, wenn sich 

Arbeitnehmer/-innen in Bereichen mit erhöhtem Infektionsrisiko oder im Gesundheits- und 

Sozialwesen (einschließlich häuslicher Pflege) infizieren. Arbeitnehmer/-innen, die sich mit COVID 

angesteckt haben oder Familienangehörige durch COVID-Exposition am Arbeitsplatz verloren haben, 

sollten ebenfalls zusätzliche Unterstützung erhalten. 

Dieser Entscheidung wurde nach über zwei Jahren Arbeit des EGÖD getroffen, um einen besseren 

Schutz für die Beschäftigten zu gewährleisten. Die offizielle Empfehlung war der nächste Schritt im 

Anschluss an eine dreiseitige Vereinbarung der Mitgliedstaaten, die im Mai 2022 zwischen den 

Mitgliedstaaten, den Arbeitnehmerorganisationen (EGÖD und EGB) und den 

Arbeitgeberorganisationen im Beratenden Ausschuss für Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz 

unterzeichnet wurde. Damit wurde bestätigt, dass COVID-19 als Berufskrankheit anerkannt werden 

muss. Während die meisten Mitgliedstaaten COVID-19 bereits als Berufskrankheit anerkennen, wird 

die Empfehlung zu mehr Konvergenz führen und die Einstufung von COVID-19 als Berufskrankheit in 

der gesamten EU fördern. 

Abb. 8 

https://www.epsu.org/article/health-workers-meet-members-european-parliament-lombardy-region
https://www.epsu.org/article/health-workers-meet-members-european-parliament-lombardy-region
https://www.epsu.org/article/epsu-speaks-covi-committee-european-parliament
https://www.epsu.org/article/big-step-forward-health-and-care-workers-europe
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Gesundheits- und Sozialwesen - Strategie und Skandale 

Die Europäische Strategie für Pflege und Betreuung, die erstmals in Ursula von der Leyens Rede zur 

Lage der Union 2021 angekündigt wurde, war eine wichtige Priorität für den EGÖD im Jahr 2022. Im 

Mai 2022 begrüßten wir die Entschließung des Europäischen Parlaments „Hin zu gemeinsamen 

europäischen Maßnahmen im Bereich Pflege und Betreuung“, in der bessere Arbeitsbedingungen, 

der soziale Dialog, die Respektierung der Arbeitnehmer/-innen und öffentliche Investitionen im 

Pflegesektor empfohlen werden. 

Im Vorfeld der Veröffentlichung der 

Entschließung haben sich der EGÖD und 

andere Gewerkschaftsvertreter-/innen, 

darunter auch Beschäftigte von ORPEA,  

mit Nicolas Schmit getroffen, dem EU-

Kommissar für Beschäftigung und soziale 

Rechte, um über die europäische 

Pflegestrategie und den ORPEA-Skandal 

zu sprechen.  Im Juli 2022 haben der 

EGÖD und die Arbeitgeber in der 

Sozialwirtschaft eine Konferenz 

ausgerichtet, auf der es um die 

Bedarfssituation der Beschäftigten und 

die Herausforderungen des Sozialdienstesektors im Hinblick auf die Pflegestrategie ging. Der EGÖD 

hat gemeinsam mit Eurocarers eine Woche vor der Veröffentlichung der Strategie eine Erklärung 

herausgegeben und darin gefordert, dass die zu große Abhängigkeit der Mitgliedstaaten von 

informellen Pflegekräften thematisiert werden muss und die Problemlösung darin besteht, mehr 

Geld in öffentliche Dienste zu investieren. 

Die Europäische Pflegestrategie wurde am 7. September 2022 veröffentlicht. In einer 

Pressemitteilung begrüßte der EGÖD die Erkenntnis, wie wichtig die Beschäftigten im Pflegesektor 

sind und dass gute Arbeitsbedingungen 

für die  Krisenfestigkeit und Attraktivität 

des Sektors von entscheidender 

Bedeutung sind. Wir haben die Forderung 

nach mehr öffentlichen Investitionen in 

den Pflegesektor und auch die 

Unterstützung für die 

Investitionsvorhaben regionaler und 

kommunaler Körperschaften begrüßt, 

haben jedoch bedauert, dass diese 

Strategie nicht vorsieht, der 

Kommodifizierung der Pflege Grenzen zu 

setzen. 

Die Arbeit wurde mit einer Debatte über die Europäische Pflegestrategie fortgesetzt, an der sich AK 

EUROPA und der ÖGB beteiligt haben. Der EGÖD hat auf dem Europäischen Sozialforum auch über 

das wirtschaftliche Potenzial der Pflegestrategie diskutiert. 

Abb. 9 

Abb. 10 

https://www.epsu.org/article/epsu-delegation-meets-commissioner-schmit-discuss-orpea-european-care-strategy-staff
https://www.epsu.org/article/addressing-workforce-needs-and-challenges-social-services-eu-care-strategy
https://www.epsu.org/article/epsu-and-eurocarers-makes-joint-statement-european-care-strategy
https://www.epsu.org/article/epsu-reaction-eu-care-strategy
https://www.epsu.org/article/european-care-strategy-pay-and-conditions-care-workers-priority-ensure-quality-care
https://www.epsu.org/article/european-social-summit-discusses-european-care-strategy
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Der EGÖD veranstaltete am 9. Dezember 

eine Großdemonstration, an der 

Beschäftigte der Gesundheits- und 

Sozialdienste aus ganz Europa 

teilnahmen. Die Demonstration greift die 

von der gesamteuropäischen 

Gesundheitskonferenz des EGÖD im 

Oktober 2022 angenommenen 

Forderungen nach höheren Ausgaben für  

Gesundheits- und Sozialdienste auf, um 

etwas gegen den Personalmangel (siehe 

auch Abschnitt über den Gesundheits- 

und Sozialdienstesektor). 

Unsere Arbeit zum Thema Pflege fand 

noch mehr Gehör, als der 

Investigativjournalist Victor Castanet 

imJanuar 2022 das Buch „Les fossoyeurs" 

(Die Totengräber) veröffentlichte. Darin 

werden die Folgen eines gewinnorientierten Pflegesystems beschrieben. Castanet recherchierte in 

erster Linie im Umfeld der Orpea-Gruppe, Europas größtem gewinnorientierten Pflegeanbieter. Das 

Exposé beschreibt die verstörenden Folgen der ausschließlich am Gewinn orientierten 

Unternehmensleitung: von der Misshandlung älterer Menschen bis hin zur Missachtung von 

Arbeitnehmerrechten, unterstützt durch kreative Buchführung und die Veruntreuung öffentlicher 

Gelder. Das Buch löste in Frankreich und darüber hinaus einen Skandal aus: Die Aktienkurse stürzten 

ab, Vorstandsmitglieder und die Geschäftsführung wurden entlassen, mehrere hochrangige 

Führungskräfte wurden vor die französische Nationalversammlung zitiert, mehrere Länder leiteten 

Ermittlungen gegen Orpea-Häuser ein, und das Unternehmen wurde zur Rückzahlung von 55,8 

Millionen Euro öffentlicher Gelder verurteilt. 

Die Skandale von Orpea waren für den 

EGÖD keine Überraschung. Das 

Unternehmen hat sich wiederholt 

geweigert, über die Gründung eines 

Europäischen Betriebsrates zu 

verhandeln, und setzt bereits seit 

mehreren Jahren 

gewerkschaftsfeindliche Praktiken in 

seinen deutschen Tochtergesellschaften 

ein. Dazu gehört auch eine anhaltende 

Kampagne gegen eine 

Betriebsratsvorsitzende. Der EGÖD hat 

als die repräsentative Gewerkschaft im 

Gesundheits- und Pflegesektor mit Mitgliedsorganisationen in ganz Europa, die Tausende von Orpea-

Beschäftigten vertreten, die Beschäftigten sofort mobilisiert und Veränderungen gefordert. 

Arbeitnehmer/-innen aus mehreren Ländern haben über ähnliche Erfahrungen mit den miserablen 

Abb. 11 

Abb. 12 

https://www.epsu.org/article/orpea-epsu-unions-call-change
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Managementpraktiken und der fehlenden Kultur industrieller Arbeitsbeziehungen im Unternehmen 

berichtet.  

Der EGÖD und die durch ihn vertretenen Arbeitnehmer/-innen bei Orpea haben sich das ganze Jahr 

über gegenseitig unterstützt und sich mit der Betriebsratsvorsitzenden der deutschen 

Tochtergesellschaft von Orpea, der Seniorenresidenzgruppe, und dem Europäischen Betriebsrat 

(EBR) solidarisiert, da ihr Kampf gegen das Unternehmen das ganze Jahr über weiterging. Im 

September 2022 gewannen die französischen Gewerkschaften bei Orpea (CFDT, CGT und FO) 

ebenfalls einen Rechtsstreit, um die von dem Unternehmen im Jahr 2019 organisierten 

Betriebsratswahlen wegen Wahlbetrugs annullieren zu lassen. 

Kompliziert wurde die Angelegenheit, als 

Orpea ein „globales Rahmenabkommen" 

mit einem nicht repräsentativen 

Gewerkschaftsverband und ohne 

Beteiligung der repräsentativen 

französischen Gewerkschaften abschloss. 

Andere repräsentative Gewerkschaften in 

Belgien, Deutschland, Italien und Spanien 

waren ebenfalls nicht beteiligt, ebenso 

wenig wie Gewerkschaften in Ländern, in 

denen das Unternehmen rasch expandiert, 

z. B. in Irland und den Niederlanden. Der 

EGÖD bezeichnete die Vereinbarung als 

Schönfärberei – ein Versuch, von den zahlreichen Skandalen des Unternehmens abzulenken.  

 

Klimawandel - die Energiekrise steht im Mittelpunkt  

Energiekosten und Energiearmut waren schon immer wichtige Prioritäten für den EGÖD, aber 2022 

haben diese Themen zusätzlich an Bedeutung gewonnen. Im Januar 2022, kurz vor der russischen 

Invasion der Ukraine, hat der EGÖD gemeinsam mit dem  Europäisches Netzwerk gegen Armut 

(EAPN) ein Briefing  über das Recht auf bezahlbare, saubere Energie für alle Europäer/-innen 

veröffentlicht. Das Briefing forderte die EU auf, bei ihrem Übergang zur Klimaneutralität und zur 

Europäischen Säule sozialer Rechte einen gleichberechtigten Zugang zu sauberer und bezahlbarer 

Energie zu gewährleisten, und wurde auf dem Right to Energy Forum vorgestellt. 

Als offensichtlich wurde, dass Europa auf eine ernste Energiekrise zusteuert, veröffentlichte der 

EGÖD eine Erklärung, in der er seine Besorgnis zum Ausdruck brachte und tiefgreifende Reformen 

zum Schutz der VerbraucherInnen vor Energiearmut forderte. Wir wiesen darauf hin, dass der 

Preisanstieg nicht nur mit der Situation in der Ukraine zusammenhängt, sondern vielmehr ein 

Zeichen für tiefergehende Probleme im Zusammenhang mit unserer Energiepolitik in Europa ist, wie 

z. B. Liberalisierung, Sparmaßnahmen oder Einschränkung der staatlichen Kontrolle. Unsere 

Forderungen nach Steuern auf hohe Unternehmensgewinne und Obergrenzen für Energiekosten 

wurden im RePower-EU-Paket der Europäischen Kommission aufgegriffen. Das Paket erkennt 

mehrere Standpunkte des EGÖD an und bestätigt die kritischen Auswirkungen der steigenden 

Abb. 13 

https://www.epsu.org/article/orpea-global-agreement-concluded-without-its-unions
https://www.epsu.org/article/guaranteeing-right-affordable-clean-energy-all-europeans
https://www.epsu.org/article/epsu-reaction-repower-eu-temporary-fixes-and-missed-opportunity-deeper-reforms
https://www.epsu.org/article/new-repowereu-energy-deal-step-forward-not-far-enough
https://www.epsu.org/article/new-repowereu-energy-deal-step-forward-not-far-enough
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Energiepreise und ihren Beitrag zur Inflation. Es verpflichtet sich ebenfalls zur Bekämpfung der 

Energiearmut. 

Wir haben im Mai auf unserer Sitzung des ständigen Ausschusses für Versorgungsunternehmen 

einen Standpunkt angenommen und uns 

damit gegen das Emissionshandelssystem  

(ETS) für Gebäude und Verkehr  

ausgesprochen. Damit positionieren wir 

uns gegen ETS II und fordern statt dessen 

eine Verbesserung der Energieeffizienz in 

Gebäuden. Während man sich schließlich 

auf das ETS II einigte, begrüßten wir die 

Einrichtung eines sozialen Klimafonds, um 

diejenigen zu unterstützen, die vom ETS-

System betroffen sind einschließlich 

besonders gefährdeter Haushalte. 

Die gesamteuropäische EGÖD-Konferenz der Gewerkschaften im Versorgungssektor bot eine weitere 

wichtige Gelegenheit, sich über die Klima- und Energiekrise auszutauschen. Neben Ausführungen zur 

Energiepreiskrise und zur Liberalisierung und Kommerzialisierung des Versorgungssektors hörten die 

Konferenzteilnehmer/-innen auch Forschungsergebnisse und Ansichten zu den Auswirkungen des 

Klimawandels auf die Arbeitssicherheit und den Gesundheitsschutz im Versorgungssektor.  

2022 war (erneut) ein Jahr mit Rekordtemperaturen und Waldbränden. Der EGÖD hat eine Erklärung 

veröffentlicht, in der er sich mit den Feuerwehrleuten und anderen Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes solidarisch erklärt und betont, dass die Austeritätspolitik die Fähigkeit des öffentlichen 

Dienstes beeinträchtigt hat, auf solche klimabedingten Krisen zu reagieren. 

Der EGÖD hat sich mehr als 270 

Gewerkschaften, zivilgesellschaftlichen und 

anderen Organisationen und 

Einzelpersonen angeschlossen, um eine 

grundlegende Reform der EU-Vorschriften 

zur Regelung der öffentlichen Ausgaben 

und Investitionen zu fordern. Der Aufruf 

war Teil eines Manifests für eine grüne, 

gerechte und demokratische europäische 

Wirtschaft. Das Ziel der europäischen 

Wirtschaftspolitik sollte nicht einfach nur 

der Abbau von Schulden sein. Klimawandel, 

Ungleichheiten, die Auswirkungen der 

Pandemie und jetzt die Folgen des Konflikts in der Ukraine erfordern eine andere Vorgehensweise. 

Der finanzpolitische Rahmen der EU sollte gerechte Übergänge und eine systemische Umgestaltung 

unserer Volkswirtschaften umfassend unterstützen. 

Digitalisierung - Verhandlungen über digitale Rechte, Algorithmen und mehr 

Abb. 14 

Abb. 15 

https://www.epsu.org/article/epsu-reaction-compromise-parliament-eu-ets-2-and-social-climate-fund
https://www.epsu.org/article/pan-european-conference-public-utilities
https://www.epsu.org/article/climate-change-and-austerity-take-their-toll
https://www.epsu.org/article/climate-change-and-austerity-take-their-toll
https://www.epsu.org/article/epsu-backs-call-social-and-green-public-spending-rules
https://www.epsu.org/article/epsu-backs-call-social-and-green-public-spending-rules
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Die Digitalisierung war erneut ein wichtiger Arbeitsschwerpunkt im Laufe des Jahres. Dies wurde 

deutlich mit der Unterzeichnung der Vereinbarung in den zentralen Regierungsverwaltungen (siehe 

NEA-Abschnitt über den sozialen Dialog in der zentralen Staatsverwaltung) und der fortgesetzten 

Beteiligung des EGÖD an zwei großen Projekten. Das zweite Jahr des dreijährigen PSI-Projekts Our 

Digital Future bot den Mitgliedsorganisationen weitere Informationen und Weiterbildungen zu den 

Themen digitale Rechte, Kontrolle und Überwachung der künstlichen Intelligenz sowie 

Kollektivverhandlungen. Unterdessen wurden bei Digiqu@lpub, dem von der Brüsseler 

Forschungsorganisation OSE koordinierten Acht-Länder-Projekt, bedeutende Fortschritte erzielt. Ziel 

ist es, die Auswirkungen der Digitalisierung auf die Beschäftigten im öffentlichen Dienst, 

insbesondere in der öffentlichen Verwaltung, in Krankenhäusern und in der Elektrizitätswirtschaft zu 

bewerten. Zu den wichtigsten Arbeiten im Laufe des Jahres gehörten der erste Entwurf der 

Länderberichte, Umfragen unter den Arbeitnehmer/-innen in den einzelnen Ländern und Interviews 

mit Gewerkschaftsführer/-innen. Die Mitgliedsorganisationen hatten die Möglichkeit, sich während 

einer Online-Sitzung im Dezember über 

diese drei Entwicklungen zu informieren.  

Im September fand die erste Sitzung im 

Rahmen der intersektoralen 

Verhandlungen über Telearbeit und das 

Recht auf Unerreichbarkeit mit 

Beteiligung des EGB mit dem EGÖD im 

Team und europäischen 

Arbeitgeberorganisationen statt. Ziel ist 

es, die Rahmenvereinbarung über 

Telearbeit aus dem Jahr 2002 zu 

aktualisieren, damit sie in eine Richtlinie 

umgesetzt werden kann. 

Die Vorschläge der Europäischen Kommission für einen Europäischen Gesundheitsdatenraum geben 

Anlass zu ernsthaften Bedenken im Hinblick auf den Datenschutz und die Rolle der großen 

Technologieunternehmen. Diese Themen waren Gegenstand mehrerer Diskussionen im Laufe des 

Jahres, auch mit der Europäischen Kommission, die ebenfalls Expert/-innen für einen Workshop im 

Dezember zur Verfügung stellte, der gemeinsam von EGÖD und HOSPEEM, der Europäischen 

Arbeitgebervereinigung für Kliniken und Gesundheitswesen, organisiert wurde.  

Der EGÖD hat weiterhin Initiativen unterstützt, um die Macht und den Einfluss der großen 

Technologieunternehmen einzuhegen. Im September unterstützte unser Verband  gemeinsam mit 

vielen anderen Organisationen einen 10-Punkte-Plan , der etwas gegen die Desinformation in den 

Medien und die Informationskrise unternehmen soll. Anfang des Jahres haben wir die Untersuchung 

der Verwendung von Cloud-Diensten durch Behörden begrüßt. 

 

 

 

 

Abb. 16 

https://publicservices.international/resources/projects/our-digital-future?lang=en&id=11534&showLogin=true
https://publicservices.international/resources/projects/our-digital-future?lang=en&id=11534&showLogin=true
https://www.ose.be/digiqualpub/
https://www.epsu.org/article/getting-grips-digitalisation-still-challenge
https://www.epsu.org/article/negotiations-intersectoral-agreement-telework-kick
https://www.epsu.org/article/european-health-data-space-needs-protect-patients-and-workers-rights
https://www.epsu.org/article/unions-and-employers-discuss-european-health-data-space-representative-european-commission
https://www.epsu.org/article/10-key-demands-address-information-crisis
https://www.epsu.org/article/investigation-launched-use-cloud-services-public-sector
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Mehr Solidaritätsaktionen aufgrund spürbarer Inflation 

Viele EGÖD-Mitglieder waren im Laufe des Jahres an verschiedenen Formen von Protesten und 

Arbeitskampfmaßnahmen beteiligt und reagierten damit auf die Preiserhöhungen in ganz Europa mit 

Lohnforderungen, die die Kaufkraft der 

ArbeitnehmerInnen schützen sollten. 

Beschäftigte im Gesundheits- und 

Pflegesektor in Lettland, Slowenien, 

Griechenland und Finnland gehörten zu 

den zahlreichen Gruppierungen, die aktiv 

wurden. Das ganze Ausmaß der 

Mobilisierung in diesen Sektoren wurde in 

einem EPSU-Briefing deutlich, das 

gleichzeitig mit der Demonstration in 

Brüssel im Dezember veröffentlicht wurde. 

In diesem Monat begannen die 

Beschäftigten des Gesundheitswesens im 

Vereinigten Königreich mit mehreren Aktionen, darunter der erste Streik der Pflegekräfte-

Gewerkschaft RCN in ihrer Geschichte. Unterstützt wurden sie von Gewerkschaften, die die 

Mitarbeiter/-innen der Rettungsdienste vertreten. Diese Auseinandersetzungen werden bis ins neue 

Jahr hinein andauern, ebenso wie weitreichende Arbeitskampfmaßnahmen im gesamten öffentlichen 

Dienst des Vereinigten Königreichs.  

Weitere spektakuläre Aktionen waren der erste Streik der Chemiearbeiter in Litauen im privaten 

Sektor seit der Unabhängigkeit des Landes, der Kampf französischer Energiegewerkschaften zur 

Verteidigung der Energieversorgung in öffentlicher Hand und die Forderung der belgischen 

Gewerkschaftsbünde, Aktionen für höhere Löhne und Gehälter durchzuführen, den automatischen 

Inflationsausgleich zu verteidigen und ihren Verhandlungsspielraum zu erweitern.  

Über die Unterstützung des EGÖD für 

seine ukrainischen Mitglieder wurde hier 

bereits berichtet. Diese Unterstützung 

war ein wichtiges Element der Solidarität, 

die wir während des gesamten Jahres 

bekräftigt haben; dazu gehörte auch die 

finanzielle Unterstützung der 

Gewerkschaften und ihrer Maßnahmen, 

ihren Mitgliedern im Krieg zu helfen. 

Spezielle Aktionen wurden aufgrund der 

prekären Sicherheitslage im 

Kernkraftwerk Saporischschja 

durchgeführt. Dies wurde vom EGÖD-

Mitglied Atomprofsilka übernommen. Der EGÖD hat im Rahmen der seit vielen Jahren laufenden 

Kampagne gegen Gesetzesreformen, die die Rechte der Arbeitnehmer/-innen beeinträchtigen 

würden, eine Solidaritätsbotschaft an die Gewerkschaften und eine Protestnote an die Regierung 

geschickt. 

Abb. 17 

Abb. 18 

https://www.epsu.org/article/latvia-health-union-takes-further-action-pay
https://www.epsu.org/article/epsu-supports-slovenian-health-and-social-care-workers-strike
https://www.epsu.org/article/greek-workers-strike-strong-public-health-system
https://www.epsu.org/article/epsu-executive-committee-supports-finnish-affiliates-industrial-action-local-government-and
https://www.epsu.org/sites/default/files/article/files/2022%20action%20map.pdf
https://www.epsu.org/article/union-organises-first-strike-private-sector-lithuania-calling-support
https://www.epsu.org/article/french-workers-fight-protect-public-energy-services
https://www.epsu.org/article/workers-belgium-take-action-over-cost-living-crisis
https://www.epsu.org/article/inspection-zaporizhzhia-nuclear-power-plant-must-address-workers-health-and-safety
https://www.epsu.org/article/ukraine-attack-dismissal-rights-pushed-under-cover-martial-law
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Die Verteidigung der Gewerkschaftsrechte war 2022 ein zentrales Thema der Solidaritätsadressen an 

mehrere Länder, in denen es seit vielen Jahren Probleme gibt,  nicht zuletzt in Belarus, in der Türkei 

und in Kasachstan. 

Der EGÖD koordinierte Aktionen und 

Solidarität für Mitglieder, die in dem in 

Frankreich ansässigen, im Sozialsektor 

tätigen multinationalen Unternehmen 

Orpea organisiert sind. Orpea ist 

insbesondere in Frankreich und besonders 

Deutschland immer wieder wegen 

gewerkschaftsfeindlicher Maßnahmen 

aufgefallen.    

Am 8. Oktober nahm der EGÖD an einer 

Großdemonstration in Rom teil, um auf 

den Jahrestag des Angriffs rechtsextremer 

Demonstrierender auf die Büros des Gewerkschaftsbundes CGIL hinzuweisen.  Der EGÖD hat sich 

auch an einer Demonstration italienischer Pflegekräfte in Rom im November beteiligt. 

 

Gleichstellung der Geschlechter - kein gerechter Übergang ohne Gleichstellung 

Die Beteiligung von Frauen in EGÖD-Ausschüssen  

Frauenbeteiligung in EGÖD-Ausschüssen Die nachstehende Tabelle zeigt die Entwicklung der 

Frauenquote in den EGÖD-Ausschüssen seit 2013.  

Ausschuss  2022 2021 2020 2019 2018 2017 2016 2015 2014 2013 

WGEC  88 82 92 91 95 95 100 100 63 83 
NEA  34 24 40 40 46 46 41 36 32 42 
LRG  43 40 48 43 44 47 32 39 20 40 
HSS  65 58 55 60 62 51 51 54 64 68 
SSWG  63 50 49 55 61 54 51 56 58 58 
UTIL  33 30 33 31 21 18 14 12 16 10 
EC  47 51 49 40 49 43 44 41 35 39 

 

Am Internationalen Frauentag hat der  EGÖD einen Bericht veröffentlicht, der die genderspezifische 

Dimension der Klimakrise und die Notwendigkeit des Gender Mainstreamings im Rahmen des Green 

Deals der EU hervorhebt. Der Bericht weist darauf hin, dass die von der EU verabschiedeten 

Instrumente den Zusammenhang zwischen Geschlecht und Klima nicht berücksichtigt haben. Eine 

gerechte und inklusive Übergangspolitik muss die Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern an der 

Wurzel packen, während sie gleichzeitig die Emissionen anpasst und reduziert. Der Bericht enthält 

auch Leitlinien für die Bewertung der Klimapolitik aus einer feministischen Perspektive. 

Am Internationale Frauentag 2022 fand gleichzeitig eine Protestaktion von Orpea-Beschäftigten in 

Frankreich statt. Eine EGÖD-Delegation schloss sich dem Protest an und forderte das Unternehmen 

auf, die Arbeitsbedingungen für die in erster Linie weibliche Belegschaft zu verbessern. 

Abb. 19 

https://www.epsu.org/article/attacks-against-unionists-continue-belarus
https://www.epsu.org/article/epsu-stands-together-ses-against-violent-attack-health-workers
https://www.epsu.org/article/epsu-supports-call-ituc-inquiry-killings-kazakhstan
https://www.epsu.org/article/orpea-stop-union-busting
https://www.epsu.org/article/europe-s-unions-speaking-out-against-fascism-and-extreme-right-rome
https://www.epsu.org/article/climate-crisis-feminist-issue-there-no-just-transition-without-equality
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Die Unterbewertung der Arbeit von Frauen und der Arbeit in frauendominierten Bereichen wie 

Kinderbetreuung, Altenpflege, 

Sozialarbeit ist nach wie vor ein 

strukturelles Problem. Am 1. Juni hat der 

EGÖD ein gemeinsames Webinar mit dem 

Ausschuss für Frauen- und 

Gleichstellungsfragen und dem Team für 

Rekrutierung und gewerkschaftliche 

Organisierung veranstaltet, um Fälle 

erfolgreicher Organisierung von Personal 

in der Kinderbetreuung zu präsentieren 

und zu erörtern. Im Laufe der Jahre hat 

der EGÖD aktiv Lobbyarbeit für die 

Richtlinie über geschlechtsspezifische Lohntransparenz und insbesondere für die Anerkennung des 

Rechts auf gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit geleistet. 

Der EGÖD hat sich in einer Erklärung mit den Frauen in der Ukraine solidarisiert. Wir haben die 

internationale Gemeinschaft aufgefordert, für ein adäquates Maß an Sicherheit und Schutz von 

Frauen und Mädchen in der Ukraine zu sorgen.  

Am Internationalen Tag der sicheren 

Abtreibung hat der EGÖD einen Bericht 

veröffentlicht, der die Zusammenhänge 

zwischen Geschlecht und 

Gesundheitsdiensten beschreibt. In 

diesem Bericht werden sich überlagernde 

Machtungleichgewichte auf der 

Grundlage von Geschlecht, Klasse und 

ethnischer Zuordnung als 

Haupthindernisse für die Planung und 

Erbringung von 

Gesundheitsdienstleistungen 

beschrieben. Der Bericht enthält ebenfalls 

grundsatzpolitische Empfehlungen. Um allen Menschen gerecht zu werden, müssen die 

Gesundheitsdienste die in der Gesellschaft vorherrschenden Machtungleichgewichte erkennen und 

etwas dagegen unternehmen.  

Der EGÖD hat am 15. November den „European Unequal Pay Day“ begangen.  Das ist der Tag, ab 

dem Frauen im Durchschnitt gratis arbeiten bis zum Jahresende. Das geschieht nicht freiwillig, 

sondern aufgrund des geschlechtsspezifischen Lohngefälles. Das sind in der Summe eineinhalb 

Monate unbezahlte Arbeit. In frauendominierten Sektoren wie Gesundheitsdiensten, Care-Arbeit 

und der Reinigungsbranche herrscht nach wie vor chronischer Personalmangel. In einer Erklärung   

forderte der EGÖD eine angemessene Anerkennung dieser Arbeitnehmer/-innen sowie eine 

geschlechtsneutrale Arbeitsbewertung und Einstufung dieser Tätigkeiten. 

Abb. 20 

Picture 21 

Picture 20 

https://www.epsu.org/article/and-women-ukraine-we-stand-solidarity
https://www.epsu.org/article/safe-abortion-day-2022-epsu-publishes-new-paper-gender-sensitive-health-services
https://www.epsu.org/article/safe-abortion-day-2022-epsu-publishes-new-paper-gender-sensitive-health-services
https://www.epsu.org/article/unequal-pay-day-2022-women-work-free-rest-year
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Der EGÖD hat in Madrid an der Abschlusskonferenz eines Projekts zur Untersuchung von Gewalt 

durch Dritte am Arbeitsplatz teilgenommen. Aus diesem Anlass haben wir uns der nationalen 

Demonstration in den Straßen von Madrid angeschlossen.  

Mitgliederrekrutierung und gewerkschaftliche Organisierung - Entwicklung und 

Umsetzung von Strategien 

Das Rekrutierungs- und Organisierungsnetzwerk (R&O) setzte seine Arbeit mit den 

Mitgliedsorganisationen fort, wobei die Ausarbeitung von R&O-Strategien die größte Bedeutung hat. 

Am weitesten fortgeschritten sind diese Initiativen mit einer Gruppe von Gewerkschaften aus 

Kroatien, Tschechien, Ungarn, Nordmazedonien, Rumänien und Serbien, die sich im November 

erneut zu einem Workshop getroffen haben. Im Juni hatten die Mitgliedsorganisationen aus 

Aserbaidschan, Bosnien und Herzegowina, Nordmazedonien, der Slowakei und der Türkei an ihrem 

ersten strategischen Workshop teilgenommen. 

Im Laufe des Jahres wurde eine Reihe von Webinaren veranstaltet. Eines dieser Seminarthemen 

befasste sich mit der Nutzung von 

sozialen Medien und 

Mitgliederdatenbanken für die 

Mitgliederwerbung und Organisierung 

(mit Beiträgen aus Rumänien (Publisind) 

und Finnland (UNIOFY)). Auf einer 

weiteren Veranstaltung ging es um den 

Zusammenhang zwischen 

Kollektivverhandlungen und R&O, mit 

Beiträgen von Mitgliedsorganisationen 

aus Finnland (JHL) und Deutschland 

(ver.di). Ein mit dem Ausschuss für 

Frauen- und Gleichstellungsfragen 

koordiniertes Webinar befasste sich mit Fragen der gewerkschaftlichen Organisierung von 

Arbeitnehmerinnen, mit Beiträgen aus Italien (FPCGIL) und dem Vereinigten Königreich (UNISON). 

In Polen, Rumänien und der Türkei wurden drei Schulungskurse abgehalten, um lokalen Aktivist/-

innen grundlegende Kenntnisse, Werkzeuge und Kompetenzen im Bereich Rekrutierung und 

Organisierung zu vermitteln, und es fanden zahlreiche Treffen mit Mitgliedsorganisationen aus ganz 

Europa statt, um sich über themenverwandte Fragen auszutauschen, Kontakte zu knüpfen und 

Erfahrungen auszutauschen.  

Das R&O-Netzwerk hat weiter mit Organisator/-innen in Ungarn und Polen zusammengearbeitet, die 

die Mitgliedsorganisationen in den Bereichen Kinderbetreuung und Gesundheitsdienste 

unterstützen. Gegen Ende des Jahres zeigte sich das Team sehr erfreut über die Zusage von 

Kommunal (Schweden), ein dreijähriges Projekt mit Gesundheitsgewerkschaften in Tschechien und 

Serbien zu finanzieren, das es den Gesundheitsgewerkschaften in Tschechien und Serbien 

ermöglichen wird, ab März 2023 jeweils eine/-n Vollzeit-Organisator/-in zu beschäftigen.  

Orlagh Fawl, die bei Fórsa in Irland für die gewerkschaftliche Organisierung zuständig ist, und Greg 

Thomson, der frühere Leiter des Referats strategisches Organisieren bei UNISON (VK), standen 

Abb. 22 

https://www.epsu.org/article/recruitment-and-organising-working-strategy
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weiterhin mit ihren hoch geschätzten Beratungsdiensten zur Verfügung. Der EGÖD bedankt sich 

besonders bei Orlagh für ihre wichtige Mitwirkung beim Workshop in Zagreb im November, während 

Greg besonders mit seinen Beiträgen einschließlich eines wichtigen Artikels über Strategien für 

Mitgliederwerbung und gewerkschaftliche Organisierung große Zustimmung fand. Das Team konnte 

auch einen Besuch bei Fórsa und SIPTU nutzen und sich davon überzeugen, wie dort die 

Rekrutierungs- und Organisierungsarbeit vor Ort erfolgt.  

Handel - Durchsetzung von Arbeitnehmerrechten 

Im Juni veröffentlichte die Europäische Kommission eine Mitteilung über Handelspartnerschaften. 

Dieser Plan soll dafür sorgen, dass  EU-Handelsabkommen einen stärkeren Beitrag zum Schutz des 

Klimas und der Arbeitnehmerrechte leisten.  Mit der Mitteilung wird einer langjährigen Forderung 

der Gewerkschaften nach durchsetzbaren arbeitsrechtlichen Bestimmungen mit Sanktionen für 

Verstöße gegen die Arbeitnehmerrechte entsprochen. 

Der EGÖD hat die Auswirkungen des Brexit weiter beobachtet und im Februar an einem vom EGI und 

dem TUC organisierten  Webinar teilgenommen, um die Ergebnisse eines neuen Berichts zu erörtern. 

Dieser Bericht analysiert die  Arbeitnehmerrechte und die Sozialklauseln des Handels- und 

Kooperationsabkommens zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU.  

Privatisierung – Beratungsunternehmen entkernen öffentliche Verwaltungen 

Der Kampf gegen die Privatisierung steht im Mittelpunkt der Arbeit des EGÖD. In welcher Form diese 

Kommerzialisierung stattfindet – Ausgliederung von Diensten oder der Einsatz von Fremdfirmen, 

öffentlich-private Partnerschaften, 

Privatisierung oder eine andere Art der 

Kommerzialisierung – spielt dabei keine 

Rolle. Ob in der Versorgungswirtschaft, im 

Gesundheitswesen, in der Sozialpflege 

oder in der Kommunal- und 

Regionalverwaltung – die Ergebnisse sind 

immer negativ. Im Oktober hat der EGÖD 

einen Bericht veröffentlicht, der die 

Auswirkungen der Auftragsvergabe an 

Consulting-Unternehmen auf öffentliche 

Verwaltungen beschreibt. Mit diesem 

Bericht hat der EGÖD zum ersten Mal die realen Folgen der Privatisierung in diesen Sektoren 

untersucht, angefangen mit den nationalen und föderalen Regierungen bis hin zur bis hin zur EU-

Regierung, der Europäischen Kommission. Die Ergebnisse zeigen, wie schnell und wie oft sich diese 

Praxis durchgesetzt und mit welchen Folgekosten dies verbunden ist. Daran wird beispielhaft 

deutlich, wie umfassend dies die Fähigkeiten öffentlicher Verwaltungen schwächt. Der Bericht zeigt 

jedoch auch, dass „In-Sourcing" ebenfalls als Möglichkeit in Betracht kommt. Die europäische 

Bürgerbeauftragte war mit uns der Meinung, dass die Unabhängigkeit der öffentlichen Verwaltungen 

auf dem Spiel steht, wenn weiterhin in so großem Umfang Beratungsfirmen beauftragt werden. 

Abb. 23 

https://www.epsu.org/article/recruitment-and-organising-getting-strategy-right
https://www.epsu.org/article/new-commission-communication-power-trade-partnerships-together-green-and-just-economic
https://www.epsu.org/article/webinar-uk-eu-trade-and-cooperation-agreement-one-year
https://www.epsu.org/article/outsourcing-hollowing-out-public-administrations-new-epsu-report
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Migration - historische Aktivierung der Anwendung der EU-Richtlinie 

Seit dem Einmarsch der russischen Armee in die Ukraine sind Millionen von Menschen vertrieben 

worden. Fast acht Millionen ukrainische Geflüchtete haben sich außerhalb ihres Landes in Sicherheit 

gebracht, mehr als 1,5 Millionen sind nach Polen gekommen. Der NEA-Ausschuss wurde über den 

Inhalt der Massenzustrom-Richtlinie für die Gewährung vorübergehenden Schutzes aus dem Jahre 

2001 informiert, die am 4. März im Rat angenommen wurde. Es ist das erste Mal, dass diese 21 Jahre 

alte Richtlinie wieder aktiviert wurde, um den Massenzustrom von Flüchtlingen aufgrund eines 

bewaffneten Konfliktes zu bewältigen. Die Richtlinie ermöglicht im Schnellverfahren, Flüchtlingen 

Zugang zu Arbeit, Gesundheitsversorgung, Wohnraum, Bildung, Sozialhilfe, 

Familienzusammenführung (unter bestimmten Umständen), Freizügigkeit in der EU und 

Unterstützung für Personen mit besonderen Bedürfnissen (Minderjährige, Opfer traumatischer 

Erlebnisse wie Folter und Vergewaltigung) zu gewähren. Der vorübergehende Schutz kann bis zu 

einem Jahr dauern, eine Verlängerung um ein weiteres Jahr bis März 2024 ist möglich. Die Richtlinie 

gilt für ukrainische Geflüchtete und Staatsangehörige dritter Länder in der Ukraine.  

Kollektivverhandlungen - positives Potenzial der Mindestlohnrichtlinie 

Die Richtlinie zur Einführung von angemessenen Mindestlöhnen wurde im Oktober angenommen, 

und der EGÖD hat weiterhin eine aktive Rolle im EGB-Kollektivverhandlungsausschuss und in der 

EGB-Arbeitsgruppe gespielt. Diese Gremien haben sich regelmäßig mit dem Ziel getroffen, diese 

Richtlinie mitzugestalten. Im April wurde eine Online-Sitzung einberufen, um die 

Mitgliedsorganisationen über die Fortschritte zu informieren. Die Mindestlohnrichtlinie sieht 

wichtige neue Rechte für Kollektivverhandlungen vor, die vielen Mitgliedern zugute kommen 

könnten, und der EGÖD hat eine erste Studie über die potenziellen Auswirkungen auf den 

Sozialpflegesektor in Mittel- und Osteuropa in Auftrag gegeben, die der Arbeitsgruppe Soziale 

Dienste im Februar 2023 vorgelegt werden sollte. 

Das gemeinsame Projekt über 

Gewerkschaftsrechte mit den 

europäischen Dachorganisationen der 

Polizeigewerkschaften EuroCOP und 

EUROMIL wurde bis 2022 mit drei 

weiteren regionalen Treffen und einer 

Abschlusskonferenz in Skopje im 

September fortgesetzt.  Die Finanzierung 

des Projekts durch die Europäische 

Kommission ermöglichte es den 

Verbänden, Forschungsarbeiten bei der 

Universität Gent in Auftrag zu geben, 

darunter ein Bericht über die 

Gewerkschaftsrechte im öffentlichen Dienst, der dem Europäischen Ausschuss für soziale Rechte des 

Europarats übergeben wurde. Dies war das erste Mal, dass ein horizontaler Bericht dieser Art erstellt 

und dem Ausschuss vorgelegt wurde.  

Abb. 24 

https://data.unhcr.org/en/situations/ukraine
https://www.epsu.org/article/updates-minimum-wage-directive-and-working-time
https://www.epsu.org/article/trade-union-rights-project-defending-and-strengthening-trade-union-rights-across-public
https://www.epsu.org/article/federations-agree-next-steps-trade-union-rights
https://www.epsu.org/article/essential-workers-denied-essential-trade-union-rights
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Die alle 14 Tage erscheinende Zusammenfassung des EGÖD über die Entwicklungen bei den 

Kollektivverhandlungen im öffentlichen Dienst wurde das ganze Jahr über veröffentlicht, insgesamt 

enthielten die 26 Ausgaben des Newsletters mehr als 300 Artikel. 

Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz – Kampf gegen berufsbedingte 

Krebserkrankungen  

Die Anerkennung von COVID als Berufskrankheit durch die Europäische Kommission war ein 

wichtiger Sieg für den EGÖD - weitere Informationen siehe oben. 

Im März 2022 verabschiedete der Rat der EU die Neufassung der Richtlinie über Karzinogene und 

Mutagene. Mit der Überarbeitung wird der Anwendungsbereich auf Reprotoxine ausgeweitet, und es 

wird ebenfalls auf gefährliche Arzneimittel (HMPs) hingewiesen. Dies geschah im Anschluss an eine 

vom EGÖD geführte Kampagne mit dem Titel „Stop Cancer at Work“, die sich für die Beendigung der 

berufsbedingten Exposition gegenüber tödlichen Substanzen einsetzt und die mit der beruflichen 

Tätigkeit verursachten Todesfälle durch Krebs stoppen will. Im Rahmen der Kampagne hat sich der 

EGÖD aktiv an der Ausarbeitung der europäischen Leitlinien für gefährliche Arzneimittel beteiligt, die 

im März 2023 veröffentlicht werden sollen.  

In Im Jahr 2022 setzte sich der EGÖD 

weiterhin für verbindliche 

Rechtsvorschriften zum Schutz der 

Arbeitnehmer/-innen vor Asbest ein und  

forderte eine Richtlinie, die Teil eines 

umfassenderen Gesetzespakets werden 

soll.  Im September hat die Kommission 

den ersten Teil der Überarbeitung der 

Asbestrichtlinie veröffentlicht. Der EGÖD 

bezeichnete den Vorschlag, den 

Arbeitsplatzgrenzwert AGW von 100.000 

auf 10.000 Fasern/m³ zu senken, als völlig 

unzureichend und wird sich weiterhin 

gemeinsam mit dem EFBH und dem EGB für eine Senkung der Expositionsgrenzwerte stark machen. 

Der EGÖD hat sich weiterhin für eine spezifische Richtlinie über psychosoziale Risiken im Jahr 2022 

eingesetzt. Wir haben zu einer Studie der Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz 

am Arbeitsplatz beigetragen, die sich mit den wichtigsten Risiken im Bereich Sicherheit und 

Gesundheitsschutz bei der Arbeit im Gesundheits- und Sozialsektor in Europa befasst. Der Bericht 

kommt zu dem Schluss, dass die Anerkennung psychosozialer Risiken am Arbeitsplatz insbesondere 

im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie von entscheidender Bedeutung ist, um eine Kultur 

der Akzeptanz zu entwickeln und die Stigmatisierung von psychischen Problemen zu verringern.  

Im Juli hat sich der EGÖD gemeinsam mit anderen Gewerkschaften (EGB, Eurocadres, EFFAT und 

IndustriAll) auf der Plattform EndStress.eu zusammengefunden, um EU-Kommissar Schmit 

aufzufordern, Gesetze  zur Prävention psychosozialer Risiken vorzuschlagen. Der EGÖD hatte 

ebenfalls einen Auftritt in einem Video, das Rechtsvorschriften für die Vermeidung psychosozialer 

Risiken fordert. 

Abb. 25 

https://www.epsu.org/search?f%5b0%5d=content_type:epsucob_article
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0431
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L0431
https://www.epsu.org/article/epsu-calls-commission-stop-asbestos-deaths
https://www.epsu.org/article/health-and-safety-workers-must-be-taken-more-seriously-stop-asbestos
https://www.epsu.org/article/health-and-safety-workers-must-be-taken-more-seriously-stop-asbestos
https://osha.europa.eu/en/publications/human-health-and-social-work-activities-evidence-european-survey-enterprises-new-and-emerging-risks-esener
https://www.etuc.org/en/pressrelease/europes-mental-health-epidemic-meps-set-call-legislative-action-commission
https://www.youtube.com/watch?v=1gqbnCw6iuA
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Der EGÖD beteiligte sich auch an der Veröffentlichung eines ETUI-Berichts über psychosoziale Risiken 

im Gesundheitssektor und in der Langzeitpflege. Der Bericht enthält Erkenntnisse über 

arbeitsbedingte psychosoziale Risiken und analysiert die Bedingungen und Umstände, die zu diesen 

Risiken führen. Der EGÖD nutzte den Bericht, um eine spezifische Richtlinie über psychosoziale 

Risiken zu fordern. 

Der EGÖD hat gemeinsam mit mehreren anderen Organisationen und Europaabgeordneten am 

Weltkrebstag, dem 4. Februar, eine Erklärung zur Hautkrebsprävention veröffentlicht In der 

Erklärung wird die Europäische Kommission aufgefordert, im Rahmen von Europas Plan gegen den 

Krebs in mehreren Bereichen tätig zu werden, um einen angemessenen politischen und rechtlichen 

Rahmen auf EU-Ebene zu schaffen – insbesondere zum Schutz von im Freien tätigen Arbeitnehmer/-

innen. 

Der EGÖD hat ein sektorübergreifendes Projekt über Gewalt durch Dritte mit einer Konferenz in 

Madrid am Internationalen Tag für die Beseitigung von Gewalt gegen Frauen abgeschlossen - mehr 

dazu im Abschnitt über NEA.  

Schließlich hat der EGÖD zur Erleichterung eines besseren Austauschs über Sicherheit und 

Gesundheitsschutz bei der Arbeit eine  Expertengruppe für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der 

Arbeit  eingerichtet, die erstmals im Dezember 2022 tagte.  

Sozialer Dialog - langwierige Konsultation und Verzögerung durch die 

Kommission 

Die Europäische Kommission hat den langen Prozess der informellen Konsultation der EU-

Sozialpartner über die Zukunft des sozialen Dialogs fortgesetzt, den sie 2020 als Reaktion auf die 

Herausforderungen durch die Klage des EGÖD begonnen hatte, weil sie die 

Sozialpartnervereinbarung über  Umstrukturierungen in den zentralen Regierungsverwaltungen nicht 

in eine Richtlinie umsetzen wollte. Ursprünglich hatte die Kommission versprochen, im Sommer eine 

Mitteilung über den europäischen sozialen Dialog und eine Empfehlung zu nationalen 

Kollektivverhandlungen zu veröffentlichen, doch diese wurden immer wieder verschoben und sollen 

nun im Januar 2023 erscheinen. Der EGÖD hat auf der Mai-Tagung des Exekutivausschusses ein 

Positionspapier verabschiedet, das 16 Aktionspunkte enthält. Davon wurden sechs auch im Rahmen 

einer gemeinsamen Vorgehensweise mit den anderen europäischen Gewerkschaftsverbänden 

vereinbart. Bei den Hauptforderungen ging es um die Notwendigkeit von Transparenz und die 

Anwendung eindeutiger Kriterien in den Verfahren der Europäischen Kommission zur legislativen 

Umsetzung von Sozialpartnervereinbarungen sowie auf die Unterstützung des sektoralen sozialen 

Dialogs durch die Kommission, sowohl in politischer als auch in finanzieller Hinsicht. 

In der Zwischenzeit haben der EGÖD und die europäischen Arbeitgeber in der staatlichen 

Verwaltung, EUPAE, ihre Vereinbarung über die Digitalisierung unterzeichnet, die die Kommission als 

Richtlinie zur Umsetzung vorschlagen soll. Die sektorübergreifenden Sozialpartner haben ihre 

Verhandlungen über die Telearbeit aufgenommen, die ebenfalls in Form einer Richtlinie umgesetzt 

werden soll.  

 

https://www.epsu.org/article/joint-statement-skin-cancer-prevention-across-eu
https://www.epsu.org/article/epsu-discusses-osh-achievements-and-future-plans
https://www.epsu.org/article/epsu-discusses-osh-achievements-and-future-plans
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Steuergerechtigkeit - Orpea unter Beschuss 

Der Orpea-Skandal erstreckte sich auch auf die Finanzen des Unternehmens. Im Februar enthüllte ein 

Bericht, der von den EGÖD-Mitgliedsgewerkschaften CGT und CFDT zusammen mit CICTAR (Centre 

for International Corporate Tax 

Accountability and Research) 

veröffentlicht wurde, dass das 

Unternehmen diskret im Hintergrund 

seinen Immobilienbestand hochfahren 

will. Die Nachforschungen ergaben, dass 

die Gruppe 40 luxemburgische 

Tochtergesellschaften zur Erweiterung 

ihres europäischen Immobilienportfolios 

genutzt hat, und dass 37 dieser 

Tochtergesellschaften in den öffentlichen 

Berichten von Orpea nicht offengelegt 

wurden. EGÖD-Generalsekretär Jan 

Willem Goudriaan sagte: „Die kreativen Buchhaltungspraktiken von Orpea mögen zwar nicht illegal 

sein, sie verdeutlichen jedoch die strukturellen Ungleichheiten in einem gewinnorientierten 

Pflegesystem" 

Im Mai 2022 verhängte die französische Regierung gegen McDonald‘s eine Rekordstrafe in Höhe von 

€1,1 Milliarden wegen Steuervermeidung. Das Bußgeld folgte auf einen Bericht, der 2015 von EGÖD, 

EFFAT, SEIU und War on Want veröffentlicht wurde und in dem die Steuervermeidungspraktiken, die 

Europa zwischen 2009 und 2013 über 1 Milliarde Euro gekostet haben, detailliert beschrieben 

wurden. Der EGÖD hat eine Pressemitteilung herausgegeben, in der er die neuen Sanktionen begrüßt 

und die Kommission auffordert, die Regeln für den Steuerwettbewerb zu überarbeiten und 

McDonald‘s und andere Unternehmen, die ähnliche Steuerhinterziehungspraktiken anwenden, 

genauer zu untersuchen.  

Der EGÖD hat auch die Arbeit von CICTAR 

weiter gefördert (Centre for International 

Corporate Tax Accountability and 

Research). Zusätzlich zu mehreren 

aufsehenerregenden Berichten über die 

Finanzpraktiken von ORPEA hat CICTAR 

einen Bericht veröffentlicht, in dem die 

Nutzung von Tochtergesellschaften und 

anderen „hohlen 

Unternehmensstrukturen" durch 

Microsoft zur Vermeidung von 

Steuerzahlungen aufgedeckt wurde. Die 

Ergebnisse sind ein starkes Argument für 

die Regierungen, bei der Vergabe von Aufträgen eine transparente Berichterstattung über 

Einnahmen und Steuerzahlungen zu verlangen.  

Abb. 26 

Picture 27 

https://cictar.org/all-research/orpea-en?rq=ORPEA
https://www.epsu.org/article/new-report-orpea-building-property-empire-public-funds
https://www.epsu.org/article/mcdonald-s-record-fine-tax-avoidance-france-epsu-lovin-it
https://www.epsu.org/article/mcdonald-s-record-fine-tax-avoidance-france-epsu-lovin-it
https://www.epsu.org/article/unhappy-meal-1-billion-tax-avoidance-menu-mcdonalds
https://www.epsu.org/article/gaming-global-taxes-new-report-exposes-microsoft-s-web-tax-avoidance
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Im Dezember 2022 erzielte der Rat ein Übereinkommen mit der OECD über die Einführung einer 

Mindestkörperschaftssteuer. Obwohl EGÖD und PSI lange für diese internationale Steuerreform 

gekämpft haben, ist sie letztlich hinter unseren Erwartungen zurückgeblieben. Ein neues UN-Mandat 

für eine internationale Steuerreform wurde von PSI  begrüßt. 

SEKTOR: Nationale und europäische Verwaltung  

Der NEA-Ausschuss hat weiterhin ein sektorübergreifendes Projekt über die Rolle der Sozialpartner 

bei der Verhütung und Bekämpfung von Gewalt und Belästigung durch Dritte am Arbeitsplatz 

zusammen mit acht sektoralen Sozialpartnern durchgeführt. Ziel des von der Europäischen 

Kommission finanzierten Projekts war es, das Ausmaß und die Auswirkungen von externer Gewalt 

und Belästigung am Arbeitsplatz, die rechtlichen und politischen Reaktionen sowie die Relevanz der 

2010 angenommenen sektorübergreifenden Leitlinien zu bewerten. Die Projektpartner legten einen 

Aktionsplan vor, der auf den Erkenntnissen aus sechs themenbezogenen Webinaren, den 

Forschungsergebnissen des Projekts und neuen Daten von Eurofound basiert. 

Die Abschlusskonferenz fand am 25. 

November, dem Internationalen Tag zur 

Beseitigung von Gewalt gegen Frauen, in 

Madrid statt. Neunzig 

Konferenzdelegierte nahmen  den 

Aktionsplan an, der die  Null-Toleranz-

Politik gegenüber Gewalt und Belästigung 

am Arbeitsplatz bekräftigt und zu dem 

Schluss kommt, dass die multisektoralen 

Leitlinien zur Verhütung von Gewalt durch 

Dritte und von Belästigung am 

Arbeitsplatz aus dem Jahr 2010 

aktualisiert werden müssen. Die sektorübergreifende autonome Vereinbarung über Gewalt und 

Belästigung am Arbeitsplatz aus dem Jahr 2002 würde ebenfalls von einer Überarbeitung profitieren. 

Zum Abschluss der Konferenz haben sich die Projektpartner dazu verpflichtet, ihren jeweiligen 

Ausschüssen für den sektoralen sozialen Dialog den Aktionsplan in der ersten Hälfte 2023 zur 

Annahme vorzulegen. Im Rahmen des Projekts wurden sechs Webinare abgehalten - weitere 

Informationen finden Sie hier. 

Im Juli haben EGÖD, EuroCOP und EUROMIL dem Europäischen Ausschuss des Europarates für 

Sozialrechte (ECSR)  einen Bericht vorgelegt, der die Verletzung von Gewerkschaftsrechten 

beschreibt. In dem Bericht werden die gemeinsamen Kritikpunkte in Bezug auf den Schutz und die 

Ausweitung der grundlegenden Gewerkschaftsrechte beschrieben, dazu gehören das 

Vereinigungsrecht, das Recht auf Kollektivverhandlungen und Kollektivmaßnahmen sowie eine 

einheitliche Anwendung der sozialen Mindeststandards der EU auf alle Beschäftigten im öffentlichen 

Dienst. 

Die gesamteuropäische NEA-Konferenz fand im September in Skopje im Rahmen des 

EGÖD/EuroCOP/Euromil-Projekts zur Stärkung der Gewerkschaftsrechte statt. Auf der Konferenz 

einigten sich die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes aus ganz Europa darauf, weiterhin 

Abb. 28 
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zusammenzuarbeiten, um die Gewerkschaftsrechte für Angestellte, Beamt/-innen und alle 

uniformierten Mitarbeiter/-innen zu verteidigen und zu stärken, von Feuerwehrleuten und 

Beschäftigten im Gesundheitswesen bis hin zu Polizei- und Militärangehörigen. Mehr als 80 

Teilnehmer/-innen haben an der Konferenz teilgenommen und sich auf ein Dokument geeinigt, 

welche Schritte als nächstes die Verbände und ihre Mitglieder zur Bewältigung der 

Herausforderungen unternehmen können, die sich ihnen bei der Förderung der Gewerkschaftsrechte 

im öffentlichen Dienst stellen. Die 80 Teilnehmer/-innen vertraten 49 verschiedene 

Mitgliedsorganisationen der drei Verbände aus 24 Ländern. 

Der Bericht mit dem Titel Outsourcing the state sector to private firms (Outsourcing des staatlichen 

Sektors an private Unternehmen) wurde von Mitgliedern des NEA-Ausschusses überprüft und auf 

einer Pressekonferenz in Brüssel vorgestellt, an der auch die Dienststellen der europäischen 

Bürgerbeauftragten teilnahmen. 

Sozialer Dialog in der zentralen Staatsverwaltung 

Am 6. Oktober unterzeichneten die EU-Sozialpartner in der zentralen Staatsverwaltung – die 

Gewerkschaftsdelegation für nationale und europäische Verwaltung (TUNED) für die 

Gewerkschaftsseite und die europäische Arbeitgeberstruktur für den Sozialdialog in der staatlichen 

Verwaltung (EUPAE) für die Arbeitgeberseite – unter Beteiligung der Europäischen Kommission 

(Stefan Olsson, stellvertretender 

Generaldirektor, GD EMPL) die 

Vereinbarung zur Digitalisierung.  Die 

Vereinbarung wurde von den belgischen 

und französischen Minister/-innen für 

öffentliche Verwaltung (im Namen von 

EUPAE) sowie von Marco Ouwehand, 

FNV, und Jan Willem Goudriaan, EGÖD 

(im Namen von TUNED) unterzeichnet. 

Die Vereinbarung sieht einen neuen oder 

stärkeren Schutz des Rechts auf 

Telearbeit, auf Unerreichbarkeit, auf 

Fortbildung, auf Gesundheit und 

Sicherheit und auf den Schutz personenbezogener Daten vor. Er fordert außerdem, dass letztlich der 

Mensch die Kontrolle über die künstliche Intelligenz behalten muss, für die wir außerdem einen 

strategischeren Ansatz brauchen. Es sind mehr öffentliche Investitionen erforderlich, um die IT-

Fähigkeiten des öffentlichen Sektors auszubauen und ein strategischeres Modell für die 

Digitalisierung zu entwickeln, damit sie besser auf die Mitarbeiter, die Verwaltung und die Bürger 

abgestimmt ist. Über die Vereinbarung (die auf 2017 begonnenen Gesprächen beruhte) wurde von 

Januar 2021 bis Ende Januar 2022 über ein Jahr lang verhandelt. Aufgrund der Pandemie fanden 

diese Verhandlungen ausschließlich im Online-Format statt. Die Verhandlungen wurden mit 

Fördermitteln der Europäischen Kommission finanziell unterstützt (Sitzungen über Online-

Plattformen, Dolmetschen). Die Unterzeichner haben bei der Kommission den Antrag gestellt, die 

Vereinbarung im Wege einer Richtlinie umzusetzen, damit 9 Millionen Beschäftigte des öffentlichen 

Dienstes und Beamt/-innen in kohärenter und einheitlicher Weise davon profitieren können. 

Abb. 29 
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Strafvollzugsnetzwerk 

Eine Tagung des EGÖD-Netzwerks für Strafvollzugsdienste wurde von der Norwegischen 

Gewerkschaft der Gefängnis- und Bewährungshelfer NFF am 25. August in Oslo durchgeführt. Diese 

Tagung fand in Verbindung mit dem Besuch einer Delegation von US-Gefängnisgewerkschafter/-

innen statt, die sich über posttraumatische Belastungsstörungen (PTBS) ausgetauscht haben. Die 

Delegierten erörterten Forschungsergebnisse aus den USA und Dänemark, die zeigen, dass in beiden 

Ländern PTBS bei Strafvollzugsbeamt/-innen häufiger vorkommt als bei Kriegsveteran/-innen oder 

Polizeikräften. 

BRANCHE: Gesundheits- und Sozialdienste 

2022 war ein weiteres sehr arbeitsreiches Jahr für den Gesundheits- und Sozialdienstessektor. Der 

Höhepunkt des Jahres war eine große 

Demonstration von Beschäftigten des 

Gesundheits- und Sozialsektors am 9. 

Dezember 2022. Während die 

europäischen Gesundheitsminister/-innen 

in Brüssel zusammentrafen, um über den 

Stand der Vorbereitungen auf die nächste 

Pandemie in Europa und die Fähigkeit zur 

Gesundheitsförderung zu diskutieren, 

marschierten Beschäftigte der 

Gesundheits- und Sozialdienste aus ganz 

Europa vom Place Madou zum Rond-Point 

Schuman, um Maßnahmen gegen den 

akuten Personalmangel in diesem Sektor zu fordern. Die Delegationen trafen mit Kommissar Schmit 

und Vertretern des Tschechischen Ratsvorsitzes  zusammen, um ihre Forderungen auf der Grundlage 

der auf dem Gesamteuropäischen Rat für Gesundheit und Soziales angenommenen Erklärung 

vorzutragen. Über die Demonstration wurde in in mehreren Nachrichtenmedien berichtet, darunter 

Brussels Times, Social Europe und RTBF. 

Anlässlich des Weltgesundheitstages hat der EGÖD am 7. April eine Erklärung veröffentlicht, in der er 

Investitionen in eine angemessene, bedarfsgerechte Personalbemessung und eine Abkehr von der 

Kommerzialisierung der Gesundheitsversorgung fordert. Am 12. Mai, dem Internationalen Tag der 

Pflegenden, wurde eine Erklärung veröffentlicht, in der die politischen Entscheidungsträger/-innen 

aufgefordert werden, die Arbeitsbedingungen der Fachkräfte in den Gesundheitseinrichtungen 

dringend zu verbessern.  

Im Juni 2022 schloss sich der EGÖD einem europaweiten Konsortium aus Arbeitgebern, 

Gewerkschaften, Berufsverbänden, zivilgesellschaftlichen Organisationen, Forschungseinrichtungen, 

Trägern der beruflicher Aus- und Weiterbildung, Hochschuleinrichtungen und Gesundheitsbehörden 

an, um das BeWell-Projekt ins Leben zu rufen. Das auf vier Jahre angelegte Projekt zielt darauf ab, 

eine Blaupause für die Weiterqualifizierung und Umschulung von Arbeitskräften im 

Gesundheitswesen zur Vorbereitung auf den grünen und digitalen Wandel zu erstellen. Die erste 

Fassung der Strategie soll bis Juni 2023 zur Bewertung bereitstehen. 

Abb. 30 
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Der EGÖD hat vom 12.–14. September an 

der Jahreskonferenz der WHO-Region 

Europa in Tel Aviv teilgenommen, auf der 

unsere Erklärung zur neuen WHO-

Strategie von sieben anderen 

teilnehmenden europäischen 

Organisationen mitunterzeichnet wurde. 

Der EGÖD und die IAO haben im 

September in Batumi, Georgien eine 

Konferenz über die Stärkung der 

Gesundheitssysteme nach der COVID-

Pandemie durchgeführt. Diese Konferenz 

richtete sich an Gewerkschaften aus 

Westasien und der Region Kaukasien und wurde von Vertretern der WHO, der Kommission und der 

Arbeitgeber besucht. 

Der EGÖD hat sich während des Ratsvorsitzes Tschechiens mehrmals mit Beamt/-innen des Landes 

getroffen. Im Juli und im Oktober haben wir mit dem stellvertretenden Gesundheitsminister Josef 

Pavlovic über Themen wie die Europäische Pflegestrategie, den Europäischen 

Gesundheitsdatenraum, Personalmangel und COVID als Berufskrankheit gesprochen. Eine EGÖD-

Delegation traf sich mit  dem tschechischen stellvertretenden Gesundheitsminister Jakub Dvořáček 

im Vorfeld der Demonstration am 8. Dezember, um die Sorgen der pflegenden Angehörigen zu 

thematisieren und zu fordern, dass der Rat der Gesundheitsminister/-innen unsere Themen auf seine 

Agenda setzt. 

Am 24. Oktober fand die gesamteuropäische Konferenz über Gesundheitsversorgung und 

Sozialpflege statt. An der Konferenz nahmen 90 Teilnehmer/-innen aus dem gesamten Kontinent von 

Norwegen bis Kasachstan teil. Zu den Vortragenden gehörten Vertreter/-innen aller relevanten 

Organisationen, darunter die IAO, die Kommission, das Europäische Observatorium für 

Gesundheitssysteme und Gesundheitspolitik, Eurofound und die Europäische Agentur für Sicherheit 

und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz. Die Podiumsdiskussionen befassten sich mit der 

Verbesserung der Krisenfestigkeit des Gesundheits- und Pflegesektors nach COVID, der Bekämpfung 

des Personalmangels und der Stärkung von Kollektivverhandlungen und Gewerkschaften im 

Gesundheits- und Sozialpflegesektor. Die Delegierten haben eine Erklärung angenommen und darin 

festgestellt, dass es absolut erforderlich ist, den Applaus für das Personal im Gesundheits- und 

Sozialsektor durch konkrete Aktionen zu ersetzen, damit uns diese Leistungen erhalten bleiben.  

Der EGÖD hat im März 2022 ein gemeinsames Seminar über Live-in-Pflege  (24-Stunden-Pflege) 

veranstaltet, an dem mehr als 60 Personen teilgenommen haben. Zu den Teilnehmer/-innen 

gehörten Vertreter der Mitgliedsgewerkschaften ver.di (Deutschland), VPOD/SSP (Schweiz) und VIDA 

Flex (Österreich) sowie von Eurofound und der Europäischen Kommission. Das Seminar war ein 

wichtiger erster Schritt zur Koordinierung und Anregung eines europaweiten Austauschs über 

Verbesserungen in der Langzeitpflege. 

 

 

Abb. 30 Picture 31 
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Sozialer Dialog im Krankenhaus- und Gesundheitssektor 

Der Ausschuss für den sektoralen sozialen Dialog im Krankenhaus- und Gesundheitssektor traf sich 

im März, um das Arbeitsprogramm und 

die Leitlinien der Kommission für 

gefährliche Arzneimittel zu erörtern. Im 

Mai hat der Ausschuss den aktualisierten 

Aktionsrahmen für Personaleinstellung 

und Personalbindung angenommen,  der 

die europäischen Gewerkschaften und 

Arbeitgeber im Gesundheitswesen dabei 

unterstützen soll, eine angemessene, 

bedarfsgerechte Personalschlüssel zu 

entwickeln.  

Der EGÖD und HOSPEEM haben ein entsprechendes Schreiben an Stella Kyriakides, Kommissarin für 

Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, geschickt und damit das Dokument vorgelegt. Der 

aktualisierte Aktionsrahmen enthält Aspekte im Zusammenhang mit COVID-19, der Work-Life-

Balance, der Gleichstellung der Geschlechter und der Digitalisierung, wobei Arbeitsschutzthemen 

zunehmend und besonders für die Beschäftigten im Gesundheitssektor an Bedeutung gewinnen. Die 

Mitglieder des Ausschusses wurden auch über den europäischen Raum für Gesundheitsdaten 

informiert. 

Im Februar 2022 hat der EGÖD ein gemeinsames Seminar mit HOSPEEM zum Thema europäischer 

Raum für Gesundheitsdaten durchgeführt. Das Seminar bot den sektoralen Sozialpartnern die 

Möglichkeit, Informationen über das demnächst erscheinende Dossier auszutauschen. 

Sozialdienste 

Die EGÖD-Arbeitsgruppe Sozialdienste hat sich im März und Oktober 2022 getroffen. 

Hauptdiskussionspunkte waren die Europäische Pflegestrategie, der COVI-Ausschuss des 

Europäischen Parlaments und der Ausschuss für den sektoralen sozialen Dialog im Sektor 

Sozialdienstleistungen. Es gab eine Präsentation der Ergebnisse einer Umfrage zum Personalmangel 

und eine Diskussion darüber, welchen Standpunkt der EGÖD dazu einnehmen sollte, dass die 

häusliche Pflege immer öfter der Betreuung in Senioren- und Pflegeheimen vorgezogen wird. 

Abb. 32 
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Im Juni 2021 haben der EGÖD und die 

Arbeitgeber in der Sozialwirtschaft bei der 

Europäischen Kommission offiziell den 

Antrag gestellt, einen Ausschuss für den  

sozialen Dialog im gesamten Sektor der 

sozialen Dienste einzusetzen. Seit der 

Vorlage des Antrags haben wir intensiv 

um Unterstützung für dieses Vorhaben 

geworben. Im Februar 2022 trafen wir 

uns mit Vertreter/-innen der Kommission, 

um die eher technische Seite des 

Antragsverfahrens zu besprechen. Im 

März setzten wir uns mit Kommissar Schmit zusammen, um die nächsten Schritte für unseren 

gemeinsamen Antrag zu besprechen. Eine Entscheidung wurde für das Frühjahr 2022 erwartet - sie 

wurde jedoch mehrfach verschoben. Die nicht repräsentativen Organisationen bekundeten ihre 

Absicht, eine Einsetzung des Ausschusses ohne ihre Beteiligung anzufechten. Der EGÖD hat versucht, 

im Interesse einer rechtzeitigen Einsetzung des Ausschusses einen Kompromiss zu finden, diese 

Angebote wurden jedoch nicht akzeptiert. Stattdessen wurden die Diskussionen auf politischer 

Ebene fortgesetzt. Eine Entscheidung wird nun für Anfang 2023 zusammen mit der Mitteilung über 

den sozialen Dialog erwartet. 

Der EGÖD und der Verband der Arbeitgeber in der Sozialwirtschaft hat die Abschlusskonferenz des  

SOWELL-Projekts in Brüssel ausgerichtet. Das Projekt, an dem 7 Partner beteiligt sind, befasst sich 

mit dem Sektor der Pflegedienste aus Sicht der Arbeitsbeziehungen. Forschende der Universität 

Mailand und der Universität Macerata haben die wichtigsten Ergebnisse ihrer vergleichenden Studie 

präsentiert. Auf der abschließenden Podiumsdiskussion ging es um die Frage, wie die Sozialpartner 

auf nationaler und EU-Ebene die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen im Bereich der FBBE  

(frühkindliche Betreuung, Bildung und Erziehung) und der Langzeitpflege in der EU verbessern 

können.  

Der EGÖD hat als Teil des FORESEE-Projektkonsortiums einen Bericht über die Auswirkungen der 

COVID-Pandemie auf die Sozialdienste und die Rolle des sozialen Dialogs bei der Entschärfung der 

Krise veröffentlicht. Der Bericht wurde von der Forschungs- und Beratungsstelle Arbeitswelt (FORBA) 

verfasst und enthält eine Analyse von Experteninterviews, die mit Arbeitgeberorganisationen und 

Gewerkschaften durchgeführt wurden. Aus dem Bericht geht hervor, dass bereits bestehende 

Schwierigkeiten und fehlende vorausschauende Planung die negativen Auswirkungen der Pandemie 

auf den Sozialdienstesektor und seine Beschäftigten noch verschärft haben und damit auch der 

Personalmangel weiter zugenommen hat. 

Eine Fortsetzung unseres Berichts über die Post-COVID-Krisenfestigkeit des Langzeitpflegesektors 

wurde im Jahr 2022 veröffentlicht. In diesem Bericht geht es in erster Linie um Länder wie 

Österreich, Belgien, Kroatien, Frankreich, Italien, die Türkei und die Ukraine. Er enthält wichtige 

Empfehlungen zu den Arbeitsbedingungen und darüber, wie Pflegeleistungen durchgeführt werden. 

Der EGÖD hat im August für 28 Mitglieder der ukrainischen Gewerkschaft der Sozialarbeiter (SWU) 

eine Schulung über Mitgliederwerbung und gewerkschaftliche Organisierung durchgeführt. Die 
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Sitzung fand in Chmelnyzkyj, etwa 320 Kilometer westlich von Kiew, in einem gewerkschaftlichen 

Bildungszentrum statt, das erst wenige Wochen zuvor Kriegsflüchtlinge aufgenommen hatte. 

Im November wurde der multinationale Anbieter von Betreuungs- und Pflegedienstleistungen Korian 

zu einer Europäischen Aktiengesellschaft (SE) umgewandelt und hat formell einen neuen Betriebsrat 

(SE-BR) gegründet. Der EGÖD wurde als Gewerkschaftsorganisation, die den 

Sozialdienstleistungssektor vertritt, erneut in seiner ständigen Funktion zur Begleitung und 

Unterstützung des Betriebsrats bestätigt. 

Kinderbetreuung 

Das EGÖD-Netzwerk für Kinderbetreuung hat sich im Juni getroffen. Wichtige Themen waren die 

Beaufsichtigung und Bewertung der 

frühkindliche Bildung, Betreuung und 

Erziehung (ECEC), die Kapazitäten des 

Systems zur Aufnahme und  Betreuung 

ukrainischer Kinder und ukrainischen 

ECEC-Personals sowie die Anzahl von 

 

Betreuer/-innen im Verhältnis zur Anzahl 

von Kindern.  

Netzwerk für Pflegeassistent/-innen 

Der EGÖD hat seine Arbeit mit dem 

Netzwerk für Pflegeassistent/-innen mit 

einer Sitzung im Mai 2022 fortgesetzt. Zur Diskussion stand die Definition des Begriffs 

Pflegeassistent/-in als Personen, die nicht die Tätigkeit professioneller Fachkräfte in der 

Gesundheitsversorgung und Sozialpflege ausüben. Den Teilnehmer/-innen wurde ebenfalls der 

Entwurf eines Berichts vorgelegt, wie der Pflegeassistenz-Beruf reglementiert werden kann. Der 

Bericht befasst sich mit fünf Ländern: Irland, Vereinigtes Königreich, Spanien, Schweden und Polen. 

Empfohlen wird eine sorgfältige Reglementierung des Berufs. Der Bericht soll Anfang 2023 

veröffentlicht werden. 

SEKTOR: Kommunal- und Regionalverwaltungen 

Der ständige Ausschuss für Kommunal- und Regionalverwaltungen (LRG) hat sich im März getroffen 

und ein neues Präsidium gewählt. Es besteht aus der Präsidentin Eva-Lotta Nilsson (Vision, SE) und 

den Vizepräsidenten Matthieu Fayolle (CFDT, FR), Christian Jedinger (Younion, AT) und der 

Vizepräsidentin Joana Mor Biosca (UGT, ES). 

Ein Projekt mit dem Titel „Insourcing und Outsourcing: die Rolle des sozialen Dialogs bei der Stärkung 

öffentlicher Dienste und der Verteidigung der Beschäftigungsqualität" wurde von der Kommission 

genehmigt und im Oktober 2022 dem ständigen Ausschuss präsentiert. Gemeinsam mit PSI soll mit 

diesem Projekt ein Online-Bildungsmodul zum Thema Insourcing auf Basis des PSI-Leitfadens „The 

future is public” („Die Zukunft gehört dem öffentlichen Dienst“) erstellt werden.  

Abb. 34 
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Sozialer Dialog in der Kommunal- und Regionalverwaltung (LRG) 

Der Ausschuss bewertete die Umsetzung seines aktuellen Arbeitsprogramms und die bisherigen 

Fortschritte und erörterte das Arbeitsprogramm des Sozialdialogausschusses einschließlich 

Digitalisierung, Gewalt durch Dritte und Geschlechtergleichstellung. Der Ausschuss traf sich erneut 

im Oktober und  genehmigte das oben 

genannte Arbeitsprogramm 2023-2025 für 

den sektoralen sozialen Dialog mit dem 

RGRE. Der Ausschuss nahm außerdem 

eine gemeinsame Erklärung mit dem RGRE 

zum Thema Klimawandel und 

Rettungsdienste an. 

Im März haben EGÖD und RGRE die 

Abschlussveranstaltung des Projekts „EU-

Dialog, lokale Lösungen" durchgeführt. 

Während des Treffens betonten EGÖD 

und RGRE die Bedeutung des 

Kapazitätsaufbaus und der Arbeit an der Durchsetzung gemeinsamer Vereinbarungen, um eine 

zweckmäßige Umsetzung vor Ort zu gewährleisten. Der Abschlussbericht und andere Dokumente 

können hier abgerufen werden. 

Ein neues Projekt zur Digitalisierung wurde genehmigt und wird Anfang 2023 mit dem Ziel beginnen, 

mögliche gemeinsame Leitlinien zu erarbeiten. 

Feuerwehrnetzwerk 

Im Juni fand eine Sitzung des Ausschusses des Feuerwehrnetzwerks statt, der sich vor allem mit den 

Themen berufsbedingte Krebserkrankungen und Dekontamination befasste. Es folgte ein Tag mit 

Lobbyarbeit im Europäischen Parlament, wo Kommissar Schmit dem EMPL-Ausschuss die 

überarbeitete Asbestrichtlinie vorstellte. Eine Delegation von fünfzehn Feuerwehrleuten nahm an 

der Anhörung teil und hatte sechs 

bilaterale Treffen mit 

Europaabgeordneten. Die Delegation 

konnte auch einen Termin bei  Kommissar 

Schmit wahrnehmen. Die Aktionen 

überzeugten die Abgeordneten des 

Europäischen Parlaments, eine offizielle 

öffentliche Anhörung zu den 

Arbeitsbedingungen von Feuerwehrleuten 

im EMPL-Ausschuss anzuberaumen, die 

für die erste Hälfte des Jahres 2023 

erwartet wird. 

Abb. 35 
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Nach einer erfolgreichen Kampagne, die zur Aufnahme von Feuerwehrleuten in den  Legislativbericht 

über den Schutz von Arbeitnehmer/-innen vor Asbest führte, trafen sich der EGÖD und ein Vertreter 

des Netzwerks (Arno Dick, ver.di, Deutschland) mit dem Berichterstatter und der Europäischen 

Föderation der Bau- und Holzarbeiter (EFBH), um die nächsten Schritte zu besprechen. 

Im September hat die Kommission den ersten Teil der Überarbeitung der Asbestrichtlinie 

veröffentlicht. Dieser Teil befasst sich nur mit dem Arbeitsplatzgrenzwert (AGW); der zweite Teil über 

den rechtlichen Rahmen und die Renovierung von Gebäuden wird im Frühjahr 2023 veröffentlicht. 

Der EGÖD bezeichnete den Vorschlag, den Arbeitsplatzgrenzwert AGW von 100.000 auf 10.000 

Fasern/m³ zu senken, als völlig unzureichend und wird sich weiterhin gemeinsam mit dem EFBH und 

dem EGB für eine Senkung der Expositionsgrenzwerte einsetzen. 

Anlässlich des Internationalen Tages der Feuerwehr hat der EGÖD den Bericht der britischen 

Feuerwehrgewerkschaft (FBU) über die Minimierung der Exposition von Feuerwehrleuten gegenüber 

giftigen Abwässern ins Tschechische, Albanische, Serbokroatische, Ungarische, Bulgarische, Russische 

und Türkische übersetzt. Wir haben auch eine Fotoaktion mit unserem Exekutivausschuss 

durchgeführt und eine Erklärung veröffentlicht, in der wir uns mit den Feuerwehrleuten in ganz 

Europa solidarisch erklären. 

 

SEKTOR: Versorgungsunternehmen 

Die Gesamteuropäische EGÖD-Konferenz der Gewerkschaften im Versorgungssektor fand im Mai 

statt. Während der gesamteuropäischen Konferenz erörterten die Teilnehmer/-innen eine Reihe von 

Themen, die unmittelbare Auswirkungen 

auf die Arbeitnehmer/-innen und ihre 

Gewerkschaften im Versorgungssektor 

haben. Die Podiumsdiskussionen wurden 

online übertragen und befassten sich mit 

der Energiepreiskrise, der Liberalisierung 

und Kommerzialisierung der Energie-, 

Abfall- und Wasserversorgung, 

Möglichkeiten zur Stärkung der 

Gewerkschaften durch Solidarität und 

Zusammenarbeit sowie mit Gesundheit 

und Sicherheit in der 

Versorgungswirtschaft angesichts der 

zunehmenden Probleme infolge des Klimawandels. 

Anlässlich des internationalen Tags des öffentlichen Dienstes haben wir in Bukarest gemeinsam mit 

Gaz Romania eine Konferenz zum Thema gerechter Übergang in Südosteuropa veranstaltet. 

Anwesend waren Kolleg/-innen der uns angeschlossenen Energie- und Wassergewerkschaften aus 

Rumänien, Ungarn, Slowenien und Bulgarien sowie Regierungsvertreter/-innen, Arbeitgeber, 

Regulierungsbehörden und Organisationen der Zivilgesellschaft. 

Wie bereits weiter oben beschrieben, hatte die Energiekrise für den EGÖD im Jahr 2022 höchste 

Priorität. Der EGÖD hat Anfang März  eine Erklärung veröffentlicht, mit der er seine Solidarität mit 
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den Beschäftigten in der ukrainischen Energiewirtschaft bekundet, und fordert Kontrollen, 

Preisregulierungen und Zusatzsteuern auf Marktlagengewinne von Energieunternehmen.  Wir haben 

ebenfalls eine offene Debatte über unsere Energiezukunft mit einer seriösen Überprüfung 

alternativer Modelle der Energieversorgung gefordert. Die Europäische Kommission legte im Mai 

ihren „RePower EU"-Plan vor – das ist ein Paket, das einige unserer seit langem angesprochenen 

Themen wie Übergewinnsteuern und Energiepreisdeckel aufgreift, dem es letztlich aber nicht 

gelungen ist, die negativen Folgen der europäischen liberalisierten Energiemärkte kritisch zu 

bewerten.  

Der EGÖD hat sich während des gesamten 

Jahres 2022 gegen das EU-

Emissionshandelssystem (ETS 2) 

ausgesprochen und dessen Aussetzung 

für Gebäude im Mai begrüßt. Der EGÖD 

hat 2022 ebenfalls ein Ende des Vertrags 

über die Energiecharta (ECT) gefordert. 

Der ECT bietet einen multilateralen 

Rahmen für die Zusammenarbeit im 

Energiebereich zwischen 50 Mitglieds- 

und Beobachterstaaten. Mehrere 

Gewerkschaften und 

Umweltschutzorganisationen hatten jedoch schwerwiegende Vorbehalte, da der Vertrag die 

Energieerzeugung aus fossilen Brennstoffen fördert und den Unternehmen unverhältnismäßig viel 

Macht gibt, Länder zu verklagen. Darüber hinaus führt er nicht zu mehr ausländischen Investitionen, 

wie dies eigentlich vorgesehen war. Im Juli 2022 forderte der EGÖD eine Reform des Vertrags.  Wir 

haben eine Online-Petition eingerichtet und so den Nutzer/-innen die Gelegenheit gegeben, ihre 

Forderungen zur Beendigung des Vertrags über die Energiecharta direkt an die politischen 

Entscheidungsträger in den Mitgliedstaaten zu richten. 

Sozialer Dialog in der Elektrizitätswirtschaft 

Die Sitzung des Ausschusses für den europäischen sektoralen sozialen Dialog in der 

Elektrizitätswirtschaft fand im Oktober statt. Der Schwerpunkt lag auf der Energiekrise und dem 

neuen Arbeitsplan. Es stellt sich die Frage, ob die Arbeitgeber weiterhin wirklich an dem sozialen 

Dialog interessiert sind. Um diesen wichtigen Ausschuss für den sozialen Dialog neue Impulse zu 

geben, haben wir uns mit den Sozialpartnern beraten und einen Arbeitsplan vorgelegt, der unser Ziel, 

den Austausch mit der Kommission über die Energiepolitik fortzusetzen, mit dem gemeinsamen 

Wunsch nach konkreteren Ergebnissen verbindet. Im Mittelpunkt steht ein Projekt zur Personal- und 

Qualifikationsplanung im Elektrizitätssektor unter besonderer Berücksichtigung von Frauen in dieser 

Branche. Der Arbeitsplan befindet sich zur Zeit im schriftlichen Annahmeprozess. 

Sektoraler Dialog in der Gaswirtschaft 

Die Plenarsitzung des Ausschusses für den europäischen sektoralen sozialen Dialog in der 

Elektrizitätswirtschaft fand im September  statt. Der Schwerpunkt lag auch hier auf der Energiekrise 

und dem neuen Arbeitsplan. Auf der Grundlage der Ergebnisse unseres Projekts „Herausforderungen 

und Chancen für Beschäftigung im Gassektor im Kontext der europäischen Energiewende: 

Sicherstellung eines für die Arbeitnehmer/-innen gerechten Übergangs“ ist es unser Ziel, einen 

Abb. 38 
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europäischen Kollektivvertrag im Gassektor zu abzuschließen.  

Dabei sollte der Schwerpunkt insbesondere auf den Themen Qualifikationen und Beschäftigung von 

Frauen in der Gaswirtschaft liegen. Es 

wurde ein neuer Arbeitsplan 

angenommen, dessen Schwerpunkt die 

Energiepreiskrise und der erwähnte 

Kollektivvertrag ist. 

Recht auf Energie 

Der EGÖD setzt seine Arbeit mit dem 

Bündnis „Recht auf Energie" fort. In dieser 

Gruppe arbeiten Gewerkschaften, 

Bürgerinitiativen gegen Armut, soziale 

Wohnungsträger, Umweltgruppen, 

Gesundheitsorganisationen und 

fortschrittliche NGOs zusammen, um die Energiearmut in Europa zu bekämpfen. Dieses Bündnis ist 

ein wichtiger Teil der Lobbyarbeit des EGÖD bei den europäischen Institutionen. Das Forum für das 

Recht auf Energie fand vom 24. bis 28. Januar 2022 statt. Während der Eröffnungssitzung des Forums 

stellten der EGÖD und das Europäische Netzwerk gegen Armut (EAPN) ihren neuen gemeinsamen 

Bericht über das Recht auf bezahlbare, saubere Energie für alle Menschen in Europa vor. Dieser 

Bericht zeigt, dass das Problem der Energiearmut nicht dadurch gelöst werden kann, „dass man den 

Markt gewähren lässt.“ Der EGÖD nutzte das Bündnis, um besonders auf die Bedeutung von 

Energieeffizienz und Gebäudesanierungen hinzuweisen, insbesondere auch auf den Klima-

Sozialfonds und die Ausweitung des EU-Emissionshandelssystems auf das Heizen von Gebäuden (ETS 

2). 

Recht auf Wasser 

Anlässlich des Weltwassertags 2022 haben wir die  Geschichte von Jorgos in Thessaloniki, 

Griechenland, in einem Videoclip gezeigt. Nach einem langen Kampf, die Wasserversorgung von 

Thessaloniki wieder unter öffentliche Kontrolle zu bringen, hat der Staatsrat mit 19 zu 1 Stimmen 

entschieden, dass der Staat das Recht auf die Kontrolle der Wasserversorger haben muss. 

Wir haben einen Brief an die Wassergruppe des Europa-Parlaments geschickt mit der Forderung, 

dass diese nicht-offizielle Gruppierung von Euopaabgeordneten die Stimmen von fast zwei Millionen 

Bürger/-innen berücksichtigt, die die Europäische Bürgerinitiative „Wasser ist Menschenrecht“ 

unterschrieben haben. Die Gruppe, die von Abgeordneten verschiedener Fraktionen (EKR, EVP, S&D 

und Grüne) unterstützt wird, erwähnt in ihrem Mission Statement die nachhaltigen 

Entwicklungsziele, die sich auf die Wasserversorgung beziehen – geht aber nicht auf die UN-

Resolution zum Menschenrecht auf Wasser ein. 

Europäischer Betriebsräte 

Vor dem Hintergrund der Diskussionen im Europäischen Parlament über einen anstehenden 

Legislativbericht über die Überarbeitung der Richtlinie Europäische Betriebsräte hat der EGÖD mit 

anderen EGVs und dem EGB zusammengearbeitet und sichergestellt, dass die 

Durchsetzungsmechanismen der EBR-Richtlinie auf sinnvolle und wichtige Weise gestärkt werden. 

Der EGÖD hat auch mit anderen EGVs, dem EGB und dem Worker Participation Fund an einem 

Abb. 39 
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Projekt zur Erstellung einer Website gearbeitet, die EBR-Mitgliedern Tipps und Handlungsanleitungen 

zur Bewältigung unterschiedlicher Herausforderungen gibt, mit denen sie konfrontiert werden 

können. Der EGÖD hat weiterhin mit den Mitgliedsorganisationen zusammengearbeitet, um EBR in 

multinationalen Pflegeunternehmen zu gründen. 

Im Oktober fand ein Treffen des EBR-Netzwerks statt, bei dem wir die Leitlinien für EBR-

Koordinator/-innen aus dem Jahr 2001 vorstellten. Nach einer Diskussion im Netz werden diese 

aktualisiert und zur schriftlichen Stellungnahme vorgelegt.  

Entwicklungen im Unternehmen 

Der Entsorgungssektor wächst, große 

Unternehmen entstehen und werden 

umstrukturiert. EBR können ein nützliches 

Instrument für Shop Stewards und 

Gewerkschaften sein, um solche 

Entwicklungen früher vorauszusehen und 

darauf zu reagieren. Im Anschluss an 

einen Bericht von PSIRU über die 

Abfallwirtschaft und einen Workshop mit 

Müllarbeitergewerkschaften und dem 

ETUI werden wir eine Ausweitung der EBR 

im Abfallsektor in Erwägung ziehen. Wir 

haben die Gewerkschaften, die die Beschäftigten bei Prezero, einem schnell wachsenden deutschen 

Umweltdienstleister in der Abfallwirtschaft, an einen Tisch gebracht,  um einen EBR zu gründen. Der 

formelle Antrag wurde bereits verschickt, und die Verhandlungen dürften bald beginnen. Wir 

unterstützen ebenfalls die laufenden Neuverhandlungen der EBR-Vereinbarungen bei Suez, Engie 

und Veolia. 

Jugendnetzwerk - Fokus auf Ausbildung 

Im Juni hat sich das EGÖD-

Jugendnetzwerk in Tirana getroffen, der 

Europäischen Jugendhauptstadt 2022. 

Dies war die erste Präsenztagung seit 

2019. Die Teilnehmer/-innen diskutierten 

über die wichtigsten Trends in der 

Arbeitswelt, über Möglichkeiten zur 

stärkeren Einbeziehung junger 

Arbeitnehmer/-innen in die 

Gewerkschaften und darüber, wie die 

Digitalisierung durch 

Kollektivverhandlungen in unserem Sinne 

gestaltet werden kann. Dieses Treffen war 

Teil eines Projekts, das von der deutschen Friedrich-Ebert-Stiftung unterstützt wurde. Es wurden 

neue Mitglieder in die Lenkungsgruppe berufen, die bereits Anfang des Jahres zusammengekommen 

war, um die Konferenz und die Arbeit des Netzwerks zu planen. Im Februar nahmen Mitglieder des 

Abb. 40 
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Netzwerks an der Jugendbildungswoche des EGB teil und arbeiteten an Infomaterial über unbezahlte 

Praktika für eine vom EGÖD unterstützte Kampagne. 

Mittel- und Osteuropa 

Die Auswirkungen des russischen 

Einmarsches in der Ukraine beherrschten 

die Diskussionen der vier Wahlkreise in 

Mittel- und Osteuropa, die im Laufe des 

Jahres jeweils zweimal zusammentrafen: 

Südosteuropa (15. März und 29. 

September), Nordosteuropa (NEE) (10. 

März) und 28. September), Mitteleuropa 

und Westbalkanländer (30. März) und 20. 

September) und nach Suspendierung der 

russischen Mitglieder der Wahlkreis 

Zentralasien (28. Juni und 28. September). 

Auf den ersten Sitzungen des Jahres und insbesondere auf der Sitzung des NEE-Wahlkreises wurde 

ausführlich über die schwierige Situation gesprochen, mit denen die ukrainischen EGÖD-Mitglieder 

konfrontiert sind. Die weiteren Auswirkungen des Krieges und hier insbesondere der Anstieg der 

Energiekosten und sonstigen Preise standen ebenfalls im Mittelpunkt der Diskussionen bei allen 

Treffen. In der zweiten Sitzungsrunde unternahmen die Mitglieder erste Schritte zur Vorbereitung 

des EGÖD-Kongresses im Jahr 2024. 

Kommunikation 

Der EGÖD hat seine Kommunikationspolitik an die sich verändernde Situation 2022 angepasst. Das 

Jahr, das mit einem Lockdown begann, brachte gleichwohl den Übergang zu einer „neuen 

Normalität“ mit mehr Präsenzveranstaltungen und einem Anstieg der Zahl der Aktionen in ganz 

Europa. Wir haben die Erfahrungen, die wir im letzten Jahr im Bereich der digitalen Kommunikation 

gesammelt haben, genutzt, um die Errungenschaften der europäischen Gewerkschaftsbewegung für 

alle sichtbarer zu machen. In diesem Jahr haben wir die Produktion von selbst hergestellten Inhouse-

Videos und eigener Markeninhalte fortgesetzt.  

Die Anzahl der Besucher/-innen der EGÖD-

Website liegt im Bereich der 

Vorjahreszahlen, es wurden 277.970 

Besuche von 111.450 Besucher/-innen 

registriert, das ist eine geringfügig höhere 

Besuchszahl, aber  10,26 % mehr Nutzer/-

innen im Vergleich zu 2021. Wir haben 515 

Artikel veröffentlicht, darunter 

Sitzungsdokumente und Artikel, nicht 

gezählt die Newsletter-Editorials. 24 

EGÖD-Newsletter und 25 

Abb. 41 
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Kollektivverhandlungs-Newsletter wurden 2022 versandt. Um unsere Botschaften präziser vermitteln 

zu können, haben wir zwei Workshops für unsere Fachreferenten/-innen zur Verbesserung der 

redaktionellen Fähigkeiten mit Andrew Manasseh von Formative Communications durchgeführt. 

Der Telegram-Nachrichtenkanal des EGÖD, über den wir ein Publikum erreichen konnten, das 

vielleicht nicht in den traditionellen Social Media unterwegs ist, wurde das ganze Jahr über aktiv 

genutzt. Der EGÖD hat auch seine im letzten Jahr begonnene Podcast-Serie fortgesetzt. Zusätzlich zu 

den sieben Episoden des letzten Jahres wurden sechs weitere zu verschiedenen Themen 

veröffentlicht, darunter Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz, geschlechtsspezifische Gewalt, die 

Krise im Care-Sektor und die Abfallwirtschaft. Um ein größeres Publikum zu erreichen, haben wir 

begonnen, unsere Podcast-Serien zusätzlich zur SoundCloud auch auf Apple Podcasts, Spotify und 

Google Podcasts zu veröffentlichen. 

Das Wachstum in den Social Media setzte sich 2022 fort, unterstützt durch Verbesserungen bei den 

visuellen Inhalten. Ähnlich wie im letzten Jahr konnten wir auf allen Plattformen einen deutlichen 

Besucherzuwachs verzeichnen. Die Zahl der Twitter-Follower stieg auf 9.100, was einem Wachstum 

von 25,5 % im Jahr 2022 entspricht. In den vergangenen vier Monaten haben wir auf dieser Plattform 

durchschnittlich 250.000 Seitenaufrufe pro Monat erreicht. Die Zahl der Follower auf Twitter ist auf 

7.823 gestiegen, das ist ein Zuwachs um 6,5 % im Vergleich zu 2020. Die Zahl der Follower auf 

Facebook hat um 7.350 zugelegt, das ist ein Zuwachs um 11,5 %. Die Followerzahl bei Instagram ist 

um 872 gestiegen (+18,6 %g), die Anzahl der LinkedIn-Follower liegt jetzt bei 735 (+48,5 %). 

Über den EGÖD wurde weiterhin und während des gesamten Jahres oft und ausführlich berichtet. 

Eine Reihe von Artikeln und Meinungsbeiträgen (Op-Eds) wurde in Brüsseler Medien veröffentlicht, 

um internationale Tage wie den Weltgesundheitstag (7. April) und den Globalen Aktionstag für die 

Beschäftigten in der Pflege (29. Oktober) zu begehen. Darüber hinaus hat der EGÖD in den 

Massenmedien seine Ansichten zu den wichtigsten Themen der europäischen Arbeiterbewegung 

veröffentlicht, z. B. die europäische Pflegestrategie, die Asbest-Richtlinie und die Abhängigkeit der EU 

von privaten Consulting-Unternehmen zur Einflussnahme auf Entscheidungen im Europäischen 

Parlament. Darüber hinaus wurden in verschiedenen Ländern wie Österreich, Belgien, Italien, 

Spanien und der Türkei Aktionen zum Tag des öffentlichen Dienstes (23. Juni) und zum Europäischen 

Protest der Beschäftigten im Gesundheits- und Pflegebereich (9. Dezember) durchgeführt. 

Exekutivausschuss 

Die Maitagung des Exekutivausschusses wurde erweitert, um eine möglichst umfassende Teilnahme 

hinsichtlich der Halbzeitbewertung 

zwischen den Kongressen zu ermöglichen. 

Es handelte sich hier um die erste 

Präsenzveranstaltung seit Ende 2019. Die 

russische Invasion der Ukraine 

beherrschte die Diskussionen am ersten 

Vormittag, und der Exekutivausschuss 

verurteilte die Aktion aufs Schärfste, 

forderte ein Ende der Feindseligkeiten 

und den Abzug aller russischen Truppen. 

Die Tagung befasste sich mit den 
Abb. 43 
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tiefgreifenden Auswirkungen auf die Friedens- und Sicherheitsarchitektur in Europa, den Folgen für 

die Arbeitnehmer/-innen in allen europäischen Ländern und der absolut erforderlichen Bekundung 

von Solidarität. Der Exekutivausschuss stimmte einem Vorschlag der Verbandsleitung zu, die 

Zusammenarbeit mit den russischen Mitgliedsorganisationen auszusetzen, das sie sich eindeutig 

nicht hinter die Ziele des Verbandes gestellt haben. Der Exekutivausschuss fasste einen ähnlichen 

Beschluss in Bezug auf die Zusammenarbeit mit der belarussischen Mitgliedsorganisation, die 

ebenfalls nicht gegen die Verhaftung der gesamten Führung des unabhängigen Belarussischen 

Kongresses demokratischer Gewerkschaften BKDP und mehrerer seiner Mitgliedsorganisationen 

protestiert hat, darunter auch die Gesundheitsgewerkschaft SPB, deren Mitgliedschaft beim EGÖD 

genehmigt wurde. 

Zu den weiteren Hauptthemen der Sitzung gehörten die Vorbereitungen für den Tag des öffentlichen 

Dienstes am 23. Juni, die Überprüfung des sozialen Dialogs durch die Europäische Kommission und 

ihren Standpunkt nach der Klage des EGÖD sowie die Einigung über einen Vorschlag der 

Arbeitsgruppe Finanzen über eine begrenzte Erhöhung der Mitgliedsbeiträge.  

Im Oktober fand ein Treffen zwischen dem Exekutivausschuss und der EGB-Generalsekretärin Esther 

Lynch statt, Diskussionsthemen waren die 

Lebenshaltungskostenkrise und der 

Sechs-Punkte-Plan des EGB, der 

schnellstmögliche Maßnahmen der 

Europäischen Kommission und der 

einzelstaatlichen Regierungen sowie die 

Aushandlung höherer Löhne durch 

Kollektivverhandlungen vorsieht.  In 

Vorbereitung des EGB-Kongresses 

unterstützte der Ausschuss Esthers 

Nominierung für das Amt der 

Generalsekretärin, befürwortete die 

Kernpunkte des EGB-Aktionsprogramms 

für öffentliche Dienste und legte die wichtigsten Anforderungen an die EGÖD-Kongressdelegation 

fest. 

Die Versammlung genehmigte den Midterm-Haushalt für 2022 und den Haushalt für 2023 und 

stimmte den Nominierungen für die EGÖD-Ausschüsse zu, die am EGÖD-Kongress 2024 arbeiten, 

sowie der Tagesordnung für den Kongress und dem allgemeinen Entwurf des Aktionsprogramms für 

2024-2029.  

Es gab wichtige Diskussionen über die Arbeit im Gesundheits- und Sozialwesen, wobei die Erklärung 

der gesamteuropäischen EGÖD-Konferenz in diesen Sektoren zur Kenntnis genommen und die Aktion 

am 9. Dezember auf der Tagung des Gesundheitsministerrates in Brüssel unterstützt wurde. Der 

Exekutivausschuss befürwortete auch die EGÖD-Kampagne gegen die Kommerzialisierung der Care-

Arbeit und die Vorbereitungen für die Teilnahme am Global Care Day am 29. Oktober. 

Abb. 44 
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Zusammenarbeit mit anderen Organisationen 

 

Abb. 45 

Der EGÖD hat seine enge Zusammenarbeit mit PSI im Jahr 2022 fortgesetzt. PSI und der EGÖD haben 

sofort in einer gemeinsamen Erklärung den russischenÜberfall auf die Ukraine verurteilt, und beide 

haben sich dem IGB und dem EGB angeschlossen, um einen Solidaritätsfonds für Arbeitnehmer/-

innen und Gewerkschaften in der Ukraine einzurichten. Wir haben ebenfalls ein gemeinsames 

Schreiben zur Unterstützung des streikenden Gesundheitspersonals in der Türkei verschickt. 

Wie jedes Jahr war der EGÖD auch 2021 in zahlreichen EGB-Ausschüssen und im EGB-

Exekutivausschuss sowie auf der Halbzeitkonferenz im November überaus aktiv. Darüber hinaus hat 

der EGÖD an einer Reihe von 

Arbeitsgruppen teilgenommen, die 

regelmäßig zusammenkommen, um EU-

Richtlinienentwürfe zu erörtern, 

darunter zur  Einführung von adäquaten 

Mindestlöhnen, geschlechtsspezifischer 

Lohntransparenz, Asbest und künstlicher 

Intelligenz. Der EGÖD arbeitet 

regelmäßig mit anderen europäischen 

Gewerkschaftsverbänden zusammen, 

unter anderem mit IndustriAll Europe in 

den Ausschüssen für den sozialen Dialog 

im Gas- und Elektrizitätssektor und mit 

einer Reihe anderer europäischer Verbände bei Veranstaltungen und Webinaren. Der EGÖD hat mit 

Eurocop und EUROMIL an einem zweijährigen Projekt zum Thema Gewerkschaftsrechte gearbeitet. 

Die Projekte BeWell, Foresee und FORBA haben dazu geführt, dass der EGÖD mit einer Reihe von 

Interessengruppen kooperiert, darunter Arbeitgeber und andere Organisationen der Zivilgesellschaft. 

Der EGÖD hat ebenfalls federführend ein multisektorales Sozialdialogprojekt mit sieben 

Sozialpartnern über die Verhinderung von Gewalt und Belästigungen am Arbeitsplatz durch Dritte 

durchgeführt. 

 

 

Abb. 46 

https://www.epsu.org/article/international-support-picketing-health-workers-turkey
https://www.epsu.org/article/international-support-picketing-health-workers-turkey
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Organisatorische Angelegenheiten 

Finanzen  

Um den EGÖD als einen Verband zu bewahren, der langfristig für die Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes in Europa und seine Mitglieder etwas bewirken kann, hat der Exekutivausschuss auf seiner 

Tagung am 04. und 05. Mai 2022 die Erhöhung der  Mitgliedsbeiträge um 1,5 Eurocent im Jahr 2023 

und 1,5 Eurocent im Jahr 2024 beschlossen. Der EGÖD hat das Jahr mit einem Überschuss 

abgeschlossen. Der EGÖD hat einen finanziellen Beitrag zur humanitären Hilfe für ukrainische 

Arbeitnehmer/-innen und Geflüchtete geleistet.   

Mitgliedschaftsfragen  

Der Exekutivausschuss befürwortete den Beitritt von neun Gewerkschaften: Belarussische Freie 

Gewerkschaft (SPB) (1.156), finnische Gewerkschaft für Feuerwehrleute und Rettungskräfte (SPAL) 

(5.091), Fédération des Finances et Affaires Economiques (FFAE, Frankreich) (5.939), Sindicato dos 

Trabalhadores da Saúde, Solidariedade e Segurança Social (STSSSS, Portugal) (1.070), Trade Union of 

Workers of Electrodistribucija Srbije (EDS, Serbien) (8214), Federazione Nazionale della Sicurezza 

(FNS-CISL, Italien) (9.000), Litauischer Verband der Strafverfolgungsbeamten (LTPF) (4.000), 

Gewerkschaft der Berufsfeuerwehren Sloweniens (SPGS) (500) und Gesamtrussische Gewerkschaft 

der Beschäftigten im Gesundheitswesen 'Action' (Deystvie) (3.500). Im Laufe des Jahres hat der 

Exekutivausschuss nur der Beendigung von zwei Mitgliedschaften zugestimmt: APIT (Portugal, 1.082 

Mitglieder) und Prospect (Vereinigtes Königreich, 28.741).  

Personal 

Der Referent für Kampagnen und Kommunikation, Pablo Sanchez, kam im März aus dem 

Vaterschaftsurlaub zurück, und im darauf folgenden Monat wurde der befristete Vertrag des 

Kommunikationsassistenten Can Kaya bis September 2023 verlängert. Die persönliche Assistentin 

Roxana Drug ging in Mutterschaftsurlaub und feierte im September die Geburt ihres Sohnes Mattia. 

Gloria Grasso wurde als vorübergehende Nachfolgerin mit einem Vertrag bis Mitte April 2023 

eingestellt.  

Acht Praktikant/-innen leisteten im Rahmen ihres Studiums einen Beitrag zur Arbeit des Verbandes: 

Simon Munkler (Vrije Universiteit Brussel), Imogen Woods und David Fox (Global Labour University), 

Nola Byrne (University College, Dublin), Fulvio Esposito (Université Libre de Bruxelles), Philip 

Freeman (Institut d'Etudes Politiques, Grenoble), Sanat Sogani (Central European University, Wien) 

und Zita Baronnet (Universität von Groningen).  
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34. Child care workers action, Oslo, 18 October 2022 
35. Sectoral Social Dialogue Committee meeting in Local and Regional Government, 16 November 

2022, Brussels 
36.  Stop cancer at work campaign, EPSU Executive Committee 4-5 May 2022, Brussels 
37. EPSU Pan-European Conference on Public Utilities “Fighting for a Future for all”, 10 May 2022, 

Brussels 
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Der EGÖD ist der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst. Er ist der 

größte Gewerkschaftsverband des EGB und vertritt ca. 8 Millionen Beschäftigte im 

öffentlichen Dienst in mehr als 260 Gewerkschaften. Der EGÖD organisiert Arbeitnehmer/-

innen in der Energie-, Wasser- und Entsorgungswirtschaft, in den Gesundheits- und 

Sozialdiensten und in den kommunalen und staatlichen Verwaltungen in allen europäischen 

Ländern einschließlich der östlichen EU-Nachbarländer. Wir organisieren Arbeitnehmer/-

innen im privaten, nicht-gewinnorientierten und öffentlichen Sektor und auch in 

multinationalen Unternehmen. Der EGÖD ist die anerkannte Regionalorganisation der 

Internationale der Öffentlichen Dienste (PSI)   

 

Weitere Informationen unter www.epsu.org. 

 

http://www.epsu.org/

